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Verordnung über die Information und den Datenschutz (Totalrevision) Erläuterungen 

Verordnung über die Information und den Datenschutz (IDV) 

(vom …………) 
Es drängt sich keine Änderung des Titels des Erlasses auf, zumal auch das zugehörige 
Gesetz weiterhin gleich heisst wie bisher. Entsprechend dem Vorgehen beim IDG 
wurde die bestehende IDV einer Totalrevision unterzogen (vgl. Vorlage 5923, S. 26).  

Im Sinn einer Vorbemerkung ist festzuhalten, dass im Rahmen der Totalrevision der 
IDV versucht wurde, den Umfang der Verordnung möglichst schlank zu halten. Viele 
wesentlichen Aspekte sind denn auch bereits im IDG selbst oder in anderen Gesetzen 
verankert (einige Regelungselemente wurden im Rahmen der Gesetzesrevision von 
der Verordnung ins Gesetz verschoben [vgl. etwa § 19 IDG]).  

Im Rahmen der Totalrevision entfielen verschiedene Bestimmungen der geltenden 
IDV. Die Gründe dafür werden in den vorliegenden Erläuterungen nur dort erwähnt, wo 
dies notwendig erscheint.  

Der Regierungsrat,  

gestützt auf das Gesetz über die Information und den Datenschutz vom 
23. März 2026 (IDG),  

Dass das IDG in verschiedener Hinsicht konkretisiert werden muss, braucht keiner 
weiteren Erläuterungen. Das IDG enthält jedoch – abgesehen von § 23 Abs. 4 
(betreffend die Einzelheiten des [Schlichtungs-]Verfahrens – keine ausdrücklichen 
Kompetenzbestimmungen für die IDV. Aus diesem Grund ist das IDG im Ingress 
insgesamt zu erwähnen. 

beschliesst:  
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1. Abschnitt: Gemeinsame Bestimmungen Die Bezeichnungen der einzelnen Abschnitte der IDV stimmen mit denjenigen im IDG 
überein. Dies ist systematisch und inhaltlich sinnvoll. Aus diesem Grund wurde der 1. 
Abschnitt von bisher «Allgemeine Bestimmungen» in «Gemeinsame Bestimmungen» 
umbenannt.  

Verantwortung  

§ 1. 1 Die öffentlichen Organe sind in ihrem Zuständigkeitsbereich für die 
Einhaltung und Umsetzung der Vorgaben des IDG und dieser Verordnung 
verantwortlich. 

§ 1 Abs. 1 IDV wird vorliegend weitgehend übernommen, jedoch allgemeiner 
formuliert. Die Marginalie wurde angepasst (bisher «Umsetzungsverantwortung»), da 
es auch – aber nicht nur – um die Umsetzung von Vorgaben des IDG geht. Mit dem 
Begriff des «Zuständigkeitsbereiches» knüpft die IDV weiterhin an die Terminologie 
des Gesetzes über die Organisation des Regierungsrates und der kantonalen 
Verwaltung vom 6. Juni 2005 (OG RR; LS 172.1) an (§ 38 Abs. 1 OG RR).  

Nicht mehr vorgesehen ist der Vorbehalt besonderer Zuständigkeitsbestimmungen in 
§ 1 Abs. 5 IDV, da solche Bestimmungen ohnehin vorgehen und dies in der IDV nicht 
wiederholt werden muss.  
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2 Die Behörden und Verwaltungseinheiten des Kantons gemäss § 6 Abs. 1 
lit. b IDG sind: 

Da sich die Terminologie des IDG nicht mit derjenigen des OG RR deckt, besteht 
insbesondere bezüglich der kantonalen Behörden ein Klärungsbedarf. Dazu kann der 
bisherige § 1 Abs. 3 IDV in leicht angepasster Form übernommen werden. Inhaltlich 
sind damit weiterhin dieselben Organe wie bis anhin erfasst. Die Generalsekretariate 
der einzelnen Direktionen werden zwar in Anhang 2 der Verordnung über die 
Organisation des Regierungsrates und der kantonalen Verwaltung vom 18. Juli 2007 
(VOG RR; LS 172.11) nicht erwähnt; sie sind jedoch bereits in § 59 VOG RR 
aufgeführt.  

a.  der Regierungsrat,  

b.  die in § 59 und Anhang 2 der Verordnung über die Organisation des 
Regierungsrates und der kantonalen Verwaltung vom 18. Juli 2007 
bezeichneten Einheiten, soweit die Direktionen keine anderen Regelungen 
treffen. 

Beibehalten werden soll die Möglichkeit abweichender Regelungen der Direktionen, mit 
denen etwa sowohl im Bereich der Informationstätigkeit von Amtes wegen als auch 
bezüglich der Gewährung des Informationszugangs auf Gesuch hin zentrale 
Zuständigkeiten auf Direktionsstufe geschaffen werden können. 

3 Die übrigen in § 6 Abs. 1 IDG genannten öffentlichen Organe legen die 
verpflichteten Stellen für ihren Zuständigkeitsbereich selbst fest. Sie 
können dafür eine zentrale Stelle bezeichnen. 

Abs. 3 entspricht dem bisherigen § 1 Abs. 4 IDV. Insbesondere gegenüber den 
Gemeinden sollen keine starren Vorgaben gemacht werden. Vielmehr sollen diese im 
Rahmen ihrer Autonomie eigenständige Regelungen treffen können.  

Regelung der Zuständigkeit  
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§ 2. Die Regelung der Zuständigkeit umfasst insbesondere folgende 
Aspekte:  

Die Regelung der Zuständigkeit greift gemäss § 8 IDG, wenn öffentliche Organe einen 
«gemeinsamen Informationsbestand» bearbeiten. Da der Begriff der Zuständigkeit von 
demjenigen der (datenschutzrechtlichen) Verantwortung abzugrenzen ist (Vorlage 
5923, S. 55 f.), soll § 8 IDG nicht erst dann greifen, wenn eine gemeinsame 
(datenschutzrechtliche) Verantwortung vorliegt. Die Erläuterungen zum IDG schweigen 
sich jedoch dazu aus, wann ein gemeinsamer Informationsbestand vorliegt. Eine 
Definition soll deshalb hier nachgeliefert werden: Ein gemeinsamer 
Informationsbestand liegt vor, wenn mehrere öffentliche Organe auf denselben 
Informationsbestand zugreifen und dessen Informationen verändern oder vernichten 
können. Unerheblich sind Umfang und Ausgestaltung der Bearbeitungsrechte der 
beteiligten öffentlichen Organe. Namentlich können einzelne Organe nur 
eingeschränkte Rechte haben, etwa zum Verändern oder Vernichten bestimmter 
Daten. 

Das IDG setzt gemeinsame Informationsbestände voraus, äussert sich aber nicht zu 
deren Zulässigkeit. Da gemeinsame Informationsbestände inhaltlich ein gegenseitiger 
Informationsaustausch darstellen, sind sie zulässig, sofern die Voraussetzungen der 
gegenseitigen Bekanntgabe unter den beteiligten Stellen erfüllt sind. 

Damit die Zuständigkeiten gemäss § 8 IDG im Einzelfall auch jeweils einem 
öffentlichen Organ zugeordnet werden können, sollen die einzelnen zu regelnden 
Aspekte hier aufgezählt werden. Dazu gehören die Aufnahme des Informationsstands 
in das Verzeichnis der Informationsbestände sowie die Überprüfung, Aktualisierung 
und Entfernung der dortigen Angaben (lit. a), die Sicherstellung der 
Informationssicherheit (lit. b), die Behandlung von Informationszugangsgesuchen und 
Auskunftsbegehren (lit. c) und die Information der betroffenen Personen bei 
Datenschutzverletzungen (lit. d).  



 

 

 

 
 

 

Seite 5/59 

 

 

Verordnung über die Information und den Datenschutz (Totalrevision) Erläuterungen 

Neben diesen Regelungsgegenständen kann jedoch unter den beteiligten öffentlichen 
Organen weiterer Koordinationsbedarf bestehen. Die Regelung der Zuständigkeiten 
kann deshalb auch die Grundsätze der Pflege, Veränderung, Nutzung und Weitergabe 
der Informationen umfassen. Insbesondere mit Blick auf die Data Governance kann 
sich die Regelung (auch) dieser Aspekte empfehlen.  

a.  die Aufnahme des Informationsbestands in das Verzeichnis der 
Informationsbestände sowie die Überprüfung, Aktualisierung und 
Entfernung der dortigen Angaben, 

Zur Sicherstellung der Transparenz muss ein Informationsbestand nicht nur in das 
Verzeichnis gemäss § 14 Abs. 2 IDG aufgenommen werden, sondern müssen die 
dortigen Angaben auch regemässig überprüft, aktualisiert und ggf. entfernt werden 
(vgl. hierzu auch §§ 7 f. des vorliegenden Entwurfs). Bei einem gemeinsamen 
Informationsbestand soll diese Aufgabe einem öffentlichen Organ übertragen werden.  

b.  die Informationssicherheit und insbesondere die Überprüfung der zu 
treffenden Massnahmen,  

Gemäss § 11 Abs. 4 IDG überprüft das öffentliche Organ die im Rahmen der 
Informationssicherheit zu treffenden Massnahmen regelmässig. Die Zuständigkeit für 
diesen Aspekt muss zwischen zwei oder mehreren Organen klar geregelt sein.  

c.  die Behandlung von Informationszugangsgesuchen und 
Auskunftsbegehren, 

Die Zuständigkeit für die Behandlung von Informationszugangsgesuchen und 
Auskunftsbegehren muss geregelt sein, damit die Bürgerinnen und Bürger eine klar 
bestimmte Anlaufstelle zur Wahrnehmung ihrer Rechte gemäss IDG haben.  
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d.  die Information der betroffenen Personen bei 
Datenschutzverletzungen. 

Gemäss § 39 Abs. 1 IDG meldet das zuständige öffentliche Organ der oder dem 
Beauftragten unverzüglich die unbefugte Bearbeitung von Personendaten oder die 
Verletzung der Datensicherheit, wenn ein grosses Risiko für die Grundrechte der 
betroffenen Person besteht. Bei zwei oder mehreren öffentliche Organen, die einen 
gemeinsamen Informationsstand bearbeiten, wäre es nicht sinnvoll, wenn zwei oder 
mehrere Meldungen erfolgen würde. Aus diesem Grund ist die Zuständigkeit für eine 
entsprechende Meldung festzulegen.  

Informationsbearbeitung durch Dritte 

a. Auftrag  

 

§ 3 1 Soweit eine Informationsbearbeitung durch Dritte gesetzlich nicht 
geregelt ist, ergehen entsprechende Aufträge an Dritte schriftlich. 

§ 6 Abs. 1 aIDG wurde unverändert in § 10 Abs. 1 IDG übernommen. Der Grundsatz 
der Auftragserteilung blieb damit unverändert. Entsprechend wurde vorliegend § 25 
Abs. 1 IDV unverändert in § 3 Abs. 1 überführt.  

2 Der Auftrag regelt insbesondere: Die Aufzählung in Abs. 2 ist – entsprechend der Formulierung im neuen IDG – 
teilweise anzupassen und zu ergänzen. Die Aufzählung in § 3 Abs. 2 ist nicht 
abschliessend. Der Auftrag an Dritte kann somit weitere Aspekte umfassen.  

a. den Gegenstand und den Umfang der übertragenen Aufgaben, Diese Bestimmung entspricht § 25 Abs. 2 lit. a IDV.  
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b. den Bearbeitungszweck und die Form der Bewilligung weiterer 
Zwecke, 

Die bisherige Formulierung in § 25 Abs. 2 lit. b IDV («Umgang mit Personendaten») 
war wenig präzis. Mit «Bearbeitungszweck» soll klarer werden, was im Auftrag geregelt 
werden soll. Ausserdem entspricht eine Regelung der Zweckbindung auch der 
Vorgabe gemäss Ziff. 4 der Allgemeinen datenschutzrechtlichen 
Geschäftsbedingungen bei der Datenbearbeitung durch Dritte vom 24. Juni 2015 (AGB 
Datenbearbeitung durch Dritte). In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
dass (unter anderem) die vorgenannten AGB vom Regierungsrat mit Beschluss vom 
24. Juni 2015 für die ihm unterstellten Verwaltungseinheiten gemäss Anhang 2 der 
VOG RR und für die Staatskanzlei als verbindlich erklärt wurden (RRB Nr. 670/2015).  

Ebenso soll im Auftrag geregelt werden, in welcher Form weitere Zwecke bewilligt 
werden (können). In den AGB Datenbearbeitung durch Dritte wird dafür eine 
schriftliche Bewilligung verlangt.  

c. die Geheimhaltungsverpflichtungen, Diese Bestimmung entspricht § 25 Abs. 2 lit. c IDV. 

d. die Behandlung von Informationszugangsgesuchen und 
Auskunftsbegehren, 

Im geltenden Recht (§ 25 Abs. 2 lit. d IDV) ist lediglich die Zuständigkeit für die 
Behandlung von Informationszugangsgesuchen erwähnt. Werden Personendaten 
bearbeitet, sind jedoch auch Auskunftsbegehren von Relevanz. Die Zuständigkeit für 
deren Behandlung soll ebenfalls geregelt werden.  
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e. die zum Schutz der Informationen vorzukehrenden Massnahmen, Diese Bestimmung entspricht § 25 Abs. 2 lit. e IDV. Gemäss § 10 Abs. 2 lit. a IDG 
muss das öffentliche Organ sicherstellen, dass die Dritten die Informationssicherheit 
gewährleisten. Dies kann es unter anderem damit tun, dass konkrete Massnahmen 
vereinbart werden.  

f. die Kontrolle der Auftragserfüllung, Diese Bestimmung entspricht § 25 Abs. 2 lit. f IDV. 

g. die bei Pflichtverletzungen vorgesehenen Sanktionen, Diese Bestimmung entspricht § 25 Abs. 2 lit. g IDV. 

h. die Vertragsdauer und die Voraussetzungen der Vertragsauflösung, Diese Bestimmung entspricht § 25 Abs. 2 lit. h IDV. 

i. allfällige Konsequenzen bei Änderungen in den Eigentums- oder 
Kontrollverhältnissen des Dritten,  

Dieser lit. i wurde neu aufgenommen, da etwa unklar sein kann, was passiert, wenn 
beim Vertragspartner ein Wechsel der Eigentümerschaft stattfindet oder dessen 
Kontrollverhältnisse ändern (sog. «change of control»-Klausel). In der Praxis der 
Verwaltung wurde diesem Aspekt bisher kein oder zu wenig Gewicht beigemessen. 
Durch die Aufnahme dieser Vorgabe soll sichergestellt werden, dass entsprechende 
Überlegungen vor Abschluss eines Auftrags angestellt werden. Dem öffentlichen 
Organ könnte etwa die Möglichkeit der (vorzeitigen) Vertragsbeendigung zugestanden 
werden oder die Option, zusätzliche oder andere Informationssicherheitsmassnahmen 
zu verlangen.  
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j. die Rückübertragung oder Vernichtung der bearbeiteten 
Personendaten. 

Lit. j wurde neu aufgenommen. Damit soll das «Schicksal» der Personendaten nach 
Beendigung des Auftragsverhältnisses abgedeckt werden (vgl. hierzu Ziff. 13 der AGB 
Datenbearbeitung durch Dritte).  
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3 Die vorgesetzte Stelle genehmigt Aufträge für das Bearbeiten besonderer 
Personendaten. 

§ 3 Abs. 3 entspricht im Wesentlichen der Regelung gemäss § 25 Abs. 3 IDV; an der 
Genehmigungspflicht bei der Bearbeitung von besonderen Personendaten soll 
festgehalten werden.  

In der Praxis führte die Bestimmung allerdings teilweise zu Unklarheiten. Dies ist wohl 
primär auf die Begründung des Regierungsrates zur geltenden IDV (ABl 2008, 916 ff.) 
zurückzuführen. Dort heisst es: «Es rechtfertigt sich deshalb, die vorgesetzte 
Aufsichtsbehörde in die entsprechende Auftragserteilung einzubinden und eine 
Genehmigungspflicht vorzusehen» (S. 943). Weshalb in der Verordnungsbestimmung 
der geltenden IDV von «vorgesetzter Stelle» die Rede ist, während die Begründung 
von «Aufsichtsbehörde» spricht, wird nicht erläutert. Da die vorgesetzte Stelle in vielen 
Fällen nicht auch die Aufsichtsbehörde ist, führte § 25 Abs. 3 IDV in der Praxis zu 
Unklarheiten.  

Vor diesem Hintergrund wurde überlegt, die Formulierung in § 3 Abs. 3 anzupassen. 
Unter anderem wurde in Betracht gezogen, von der «[hierarchisch] übergeordneten» 
Stelle zu sprechen. Der Begriff «übergeordnet» wird im IDG allerdings im 
Zusammenhang mit der «Oberaufsicht» verwendet (vgl. § 49 Abs. 2 Satz 2 IDG: 
übergeordnete Aufsicht der oder des Beauftragten). Als Alternative wurde diskutiert, 
von der «vorgesetzten Behörde» zu sprechen. Da «Behörde» aber relativ breit 
verstanden wird und hier auf Stufen innerhalb von einzelnen Verwaltungseinheiten 
abgezielt werden soll, wurde davon abgesehen. 

Entgegen den Ausführungen in der Begründung zur geltenden IDV geht es jedenfalls 
nicht darum, dass die Aufsichtsbehörde die Genehmigung erteilt. Vielmehr geht es 
darum, dass die vorgesetzte Stelle gemäss § 3 Abs. 3 der «auftragserteilenden Stelle» 
Weisungen erteilten kann. Sinn und Zweck der Genehmigung ist, dass die vorgesetzte 
Stelle über das Bearbeiten besonderer Personendaten Bescheid weiss. Unter 
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«(vorgesetzte) Stelle» ist deshalb die «nächsthöhere», hierarchisch übergeordnete 
Verwaltungseinheit zu verstehen.  

b. Übertragung an weitere Dritte  

§ 4. 1 Die Bewilligung zur Übertragung der Bearbeitung an weitere Dritte 
gemäss § 10 Abs. 2 lit. c IDG kann spezifischer oder allgemeiner Art sein.  

Gemäss § 10 Abs. 2 lit. c IDG stellt das öffentliche Organ sicher, dass Dritte die 
Bearbeitung erst nach Bewilligung an weitere Dritte übertragen. Diese Regelung wurde 
in Anlehnung an Art. 9 Abs. 3 des Datenschutzgesetzes vom 25. September 2020 
(DSG; SR 235.1) ins IDG aufgenommen. Entsprechend soll in der IDV eine Regelung 
analog Art. 7 der Datenschutzverordnung vom 31. August 2022 (DSV; SR 235.11) 
aufgenommen werden. § 4 Abs. 1 entspricht dabei im Wesentlichen Art. 7 Abs. 1 DSV.  

2 Bei einer allgemeinen Genehmigung informiert der Dritte das öffentliche 
Organ über jeden beabsichtigten Beizug und Ersatz weiterer Dritter. Das 
öffentliche Organ kann Widerspruch gegen diese Änderung erheben. 

§ 4 Abs. 2 entspricht im Wesentlichen Art. 7 Abs. 2 DSV, wobei aufgrund der anderen 
Terminologie im Bundesrecht die Formulierung ein wenig angepasst werden musste. 
Zu berücksichtigen ist, dass diese Pflicht mit den Dritten vertraglich (im Auftrag gemäss 
§ 3) zu vereinbaren ist, zumal sich die IDV an die öffentlichen Organe (und nicht an die 
Dritten) richtet.  

3 Das öffentliche Organ dokumentiert die Bewilligung gemäss Abs. 1 und 
jede Änderung gemäss Abs. 2.  

Die Form, in der die Bewilligung bzw. die Zustimmung erteilt werden muss, soll gemäss 
Vorlage 5923 (S. 57) auf Verordnungsstufe geregelt werden. Mit Blick auf die 
Praktikabilität soll dabei keine bestimmte Form vorgesehen werden; vielmehr soll es 
ausreichen, wenn die Bewilligung dokumentiert wird. Ein entsprechender Nachweis 
wird in der Praxis der Aufsichtsbehörden oft benötigt. Je weitergehend ein Unterauftrag 
ist, desto eher drängt sich eine formellere Dokumentation auf. 
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2. Abschnitt: Öffentlichkeitsprinzip  

A. Informationstätigkeit von Amtes wegen  

Absprache   

§ 5. Betrifft eine Information verschiedene öffentliche Organe, sprechen 
sich diese über die Informationstätigkeit von Amtes wegen ab. 

§ 3 IDV soll in sprachlich angepasster Form übernommen werden. Die Marginalie 
«Zuständigkeit» passt nicht (mehr), da dieser Begriff bereits in § 8 IDG und in § 2 E-
IDV verwendet wird.  

Inhaltlich soll – wie bisher – eine Pflicht zur Absprache vorgesehen werden, welche die 
Informationstätigkeit gemäss §§ 14 Abs. 1 und 15 IDG umfasst. Denn auch im Bereich 
der proaktiven Informationstätigkeit kann es sich aufdrängen, dass sich die öffentlichen 
Organe (vorgängig) abstimmen. Die Absprachepflicht gilt unabhängig von der 
Staatsebene oder Staatsgewalt der jeweiligen Organe (vgl. bereits Begründung des 
Regierungsrats zur IDV [ABl 2008, 916 ff.], S. 923). 

Mittel und Zeitpunkt  

§ 6. 1 Die Informationstätigkeit öffentlicher Organe erfolgt insbesondere 
über die amtlichen Publikationsorgane, das Internet und die Medien. 

§§ 4 und 5 IDV werde in gekürzter Form im vorliegenden § 6 zusammengeführt. Indem 
in Abs. 1 ein «insbesondere» ergänzt wird, ist die Verwendung weiterer 
Informationsmittel bzw. -kanäle weiterhin von der Bestimmung umfasst. Bei der 
Informationstätigkeit ist sicherzustellen, dass digitale Informationen soweit möglich von 
Beginn an barrierefrei ausgestaltet werden.  
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2 Öffentliche Organe veröffentlichen wichtige Informationen aus ihrem 
Zuständigkeitsbereich so rasch wie möglich, soweit 

Betreffend Zeitpunkt der Veröffentlichung von (wichtigen) Informationen sollen keine 
inhaltlichen Änderungen vorgenommen werden. In § 6 Abs. 2 soll jedoch «schnell» mit 
«rasch» ersetzt werden (analog § 7 Abs. 1 IDG). 

Den öffentlichen Organen verbleibt bei der Umsetzung ihrer Publikationspflichten ein 
gewisser Spielraum. Es liegt grundsätzlich in ihrem Ermessen zu bestimmen, welche 
Informationen als «wichtig» zu betrachten sind. Dabei kommen insbesondere solche in 
Betracht, die für ein Geschäft von grundlegender Bedeutung, von grosser Aktualität 
oder für die Einwohnerinnen und Einwohner von besonderer Aussagekraft sind. Ein 
Anzeichen für ein erhebliches Interesse an einer Information kann auch die (hohe) 
Anzahl an diesbezüglichen Zugangsgesuchen sein (vgl. bereits Begründung des 
Regierungsrats zur IDV [ABl 2008, 916 ff.], S. 925). 

a. dies keinen unangemessenen Aufwand verursacht, Lit. a und b entsprechen der bisherigen Regelung der IDV sowie derjenigen in Art. 19 
Bst. a und b der Öffentlichkeitsverordnung vom 24. Mai 2006 (VBGÖ, SR 152.31) (vgl. 
hierzu auch Begründung des Regierungsrats zur IDV [ABl 2008, 916 ff.], S. 925). 

b. der Veröffentlichung keine gesetzlichen Bestimmungen 
entgegenstehen. 

 

Verzeichnis der Informationsbestände 

a. Inhalt 

 



 

 

 

 
 

 

Seite 14/59 

 

 

Verordnung über die Information und den Datenschutz (Totalrevision) Erläuterungen 

§ 7. 1 Ein Informationsbestand gemäss § 14 Abs. 2 IDG ist eine auf Dauer 
angelegte und inhaltlich zusammenhängende Sammlung von 
Informationen zur Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe. 

§ 14 Abs. 4 aIDG wurde in § 14 Abs. 2 IDG überführt und damit am Verzeichnis der 
Informationsbestände festgehalten. Wie in der Vorlage 5923 angesprochen (S. 62 f.), 
wurde die Verwendung des Begriffs «Informationsbestand» in § 6 IDV und die darin 
festgelegten Anforderungen an den Inhalt der Verzeichnisse im Rahmen der 
vorliegenden Revision überprüft. Gestützt darauf wird die vorliegende Anpassung der 
Begriffsdefinition bzw. -umschreibung vorgeschlagen. Die in § 6 IDV verwendeten 
Terminologie soll nicht mehr herangezogen werden, um das Verzeichnis der 
Informationsbestände zu beschreiben.  

Die Erwähnung der öffentlichen Aufgabe soll verhindern, dass zum Beispiel eine auf 
Dauer angelegte Geburtstagsliste ebenfalls als Informationsbestand qualifiziert und im 
Verzeichnis aufgenommen werden müsste.  
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2 Das Verzeichnis umfasst insbesondere folgende Angaben: Das Verzeichnis der Informationsbestände muss keine Einzelheiten enthalten. 
Ausserdem soll dessen Erstellung für das öffentliche Organ nicht mit übermässigem 
Aufwand verbunden sein. Allerdings sind für die Herstellung der bezweckten 
Transparenz bestimmte genauer zu umschreibende Angaben nötig (Vorlage 5923, 
S. 63). Mit der in § 7 Abs. 2 vorgesehenen Angaben soll ein Ausgleich zwischen 
Transparenz und Aufwand geschaffen werden.  

Diskutiert, jedoch nicht in den Entwurf aufgenommen wurde der Aspekt der 
Zugriffsberechtigung. Zugriffsrechte von Dritten werden durch die «Empfänger» 
abgedeckt (vgl. Abs. 3 lit. b). Zugriffsberechtigungen zeigen ausserdem 
möglicherweise die Arbeitsteilung innerhalb des Organs. Interne Verhältnisse sind für 
betroffene Personen in der Regel aber unerheblich, insbesondere für die 
Geltendmachung ihrer Rechte.  

a.  einen Titel und eine Beschreibung,   

b.  das verantwortliche Organ oder die verantwortliche Stelle,  

c.  die Rechtsgrundlage und den Zweck.   
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3 Enthält ein Informationsbestand Personendaten, umfasst das Verzeichnis 
ausserdem: 

Ein zusätzlicher Informationsbedarf ist regelmässig nur dort gegeben, wo ein 
Informationsbestand (auch) Personendaten enthält. Dann sind die in Abs. 3 zusätzlich 
aufgelisteten Angaben für die Beurteilung der Grundrechtskonformität notwendig. 

Gewisse Aspekte wurden in der folgenden Aufzählung bewusst nicht aufgenommen. 
So sollen etwa «Empfängerstaat bzw. Empfängerstaaten» sowie die Grundlage 
gemäss § 41 IDG, falls eine grenzüberschreitende Bekanntgabe erfolgt, nicht 
ausgewiesen werden müssen. Diese «Pflichtinformationen» sind zwar etwa in Art. 12 
Abs. 2 Bst. g DSG angelegt (vgl. auch Art. 24 Abs. 1 lit. c und g Richtline (EU) 
2016/680), nicht aber im modernisierten Übereinkommen zum Schutz des Menschen 
bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten (SEV 108+). Die 
vorgesehene neue Regelung des Verzeichnisses bringt bereits einen erhöhten 
Dokumentationsaufwand, auch ohne Angabe der Empfängerstaaten. Die 
Empfängerstaaten sind ausserdem in vielen Fällen schwierig zu eruieren (z.B. bei sog. 
«Follow-The-Sun»-Dienstleistungen im IT-Bereich). Würde (auch) die Angabe von 
Empfängerstaaten verlangt, würden sich die heute bereits bestehenden 
«Vollzugsdefizite» bei der Verzeichnisführung (vgl. Vorlage 5923, S. 31) wohl in dieser 
Hinsicht weiter verschärfen. Aus denselben Überlegungen soll davon abgesehen 
werden, einen Hinweis auf eine allfällige Auftragsbearbeitung in die Liste aufzunehmen 
(Art. 8 SEV 108+ kennt diese Vorgabe). 
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a.  die Kategorien der Personendaten,  Um mit der zukünftigen modernisierten SEV kompatibel zu sein, drängt sich die 
Aufnahme dieses Aspekts auf (vgl. Art. 8 Abs. 1 lit. c SEV 108+). Ausserdem ist diese 
Vorgabe in Art. 12 Abs. 2 Bst. c DSG enthalten. 

Mit Blick auf die Praktikabilität ist keine detaillierte Bezeichnung der Kategorien 
gefordert. Diese könnten zum Beispiel wie folgt bezeichnet werden: «Adress- und 
Kontaktdaten», «Gesundheitsdaten», «Kommunikationsinhalte» etc.  

b.  die Kategorien allfälliger Empfängerinnen und Empfänger, Diese Angaben werden im erwähnten Europarats-Übereinkommen sowie im 
Bundesrecht gefordert (vgl. Art. 8 Abs. 1 lit. d SEV 108+ und Art. 12 Abs. 2 Bst. d 
DSG). Sie sind mit Blick auf die Transparenz über Datenbearbeitungen wesentlich und 
sollen deshalb auch im Verzeichnis der Informationsbestände aufgelistet werden.  

c.  die Aufbewahrungsdauer der Personendaten oder die Kriterien zur 
Festlegung dieser Dauer.  

Hierbei handelt es sich um einen grundrechtserheblichen Parameter 
(Verhältnismässigkeit), weshalb dieser hier aufgenommen wurde (vgl. ach Art. 12 
Abs. 2 Bst. e DSG). Mit Blick auf die Vorgaben des Völkerrechts wäre es auch möglich 
und zulässig, diese Angabe den betroffenen Personen lediglich im Rahmen der 
Auskunftserteilung zur Verfügung zu stellen (vgl. Art. 9 Abs. 1 lit. b SEV 108+).  

b. Überprüfung, Aktualisierung und Entfernung  
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§ 8. 1 Das öffentliche Organ überprüft und aktualisiert die Angaben im 
Verzeichnis der Informationsbestände regelmässig. Es legt einen 
Überprüfungsrhythmus fest. 

Durch die Festlegung eines Überprüfungsrhythmus erhält die Regelmässigkeit der 
Überprüfung und Aktualisierung eine erhöhte Verbindlichkeit. Da die Aktualisierung 
nicht in jedem Fall (nach einer Überprüfung) erfolgen muss, ist nicht auch ein 
Aktualisierungsrhythmus festzulegen. Der Überprüfungsrhythmus soll nicht formlos, 
sondern in einer Weisung oder einem Organisationsreglement (o.ä.) festgehalten 
werden. Dabei sollen die öffentlichen Organe die für sie passende Form selbst 
bestimmen. 

2 Wird ein Informationsbestand nicht mehr verwendet und nicht mehr 
aktualisiert, ist dieser im Verzeichnis entsprechend zu kennzeichnen.  

Im Sinne der Transparenz soll ein Eintrag im Verzeichnis nicht bereits dann entfernt 
werden, wenn ein Informationsbestand nicht mehr verwendet wird. Es soll jedoch 
ebenfalls transparent gemacht werden, dass ein Informationsbestand nicht mehr 
verwendet wird.  

3 Das öffentliche Organ entfernt Informationsbestände aus dem 
Verzeichnis, wenn die diesem zugrundeliegenden Informationen vernichtet 
wurden.  

Das Informationsinteresse der Öffentlichkeit bezieht sich darauf, welche Informationen 
bei einem öffentlichen Organ vorhanden sind. Dies könnte zum Beispiel relevant sein 
für die Beurteilung von «Fehlentscheidung», obwohl relevante Informationen 
vorhanden (gewesen) wären. Aus diesem Grund soll für die Entfernung aus dem 
Verzeichnis nicht lediglich auf die Verwendung abgestellt werden. Vielmehr soll an die 
Vernichtung angeknüpft werden; dieses Anknüpfen an der Vernichtung schafft 
wiederum einen Konnex zur Archivierung (vgl. § 9 Abs. 2 IDG). 

Koordinationsstelle IDG 

a. Aufgaben im Allgemeinen 

Die Koordinationsstelle IDG soll weiterhin bestehen bleiben. Wie in der Vorlage 5923 
erwähnt (S. 38), kann sie innerhalb der Verwaltung weiterhin gewisse Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Umsetzung des Öffentlichkeitsprinzips erfüllen.  
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§ 9. 1 Die Staatskanzlei betreibt für die kantonale Verwaltung eine 
Koordinationsstelle IDG. Diese 

§ 9 Abs. 1 entspricht inhaltlich § 28 Abs. 1 IDV, wobei kleinere sprachliche 
Anpassungen vorgenommen wurden.  

Der Fokus der Koordinationsstelle IDG ist die kantonale Verwaltung. Aus diesem 
Grund kann ihr Aufgabenkatalog unverändert aus der bisherigen IDV übernommen 
werden. Es trifft zwar zu, dass der Beauftragten oder dem Beauftragten für den 
Datenschutz und das Öffentlichkeitsprinzip gemäss § 54 lit. a IDG (Unterstützung und 
Beratung der öffentlichen Organe bei Fragen des Informationszugangs) eine (teilweise) 
überlappende Zuständigkeit zukommt. Allfällige Überschneidungen bei der 
Aufgabenerfüllung sollten jedoch – aufgrund des engen Fokus der Koordinationsstelle 
– kaum auftreten. Ausserdem sieht Abs. 2 die Zusammenarbeit zwischen der 
Koordinationsstelle und der oder dem Beauftragten ausdrücklich (weiterhin) vor.  

a. unterstützt die öffentlichen Organe bei Umsetzung und Vollzug des 
Öffentlichkeitsprinzips gemäss IDG, 

Diese Bestimmung entspricht § 28 Abs. 1 lit. a IDV. 

b. fördert die Information und die Weiterbildung der Mitarbeitenden im 
Bereich des Öffentlichkeitsprinzips gemäss IDG, 

Diese Bestimmung entspricht § 28 Abs. 1 lit. b IDV. Aufgrund sinkender Nachfrage der 
Vor-Ort-Kurse fanden in der jüngeren Vergangenheit keine entsprechenden 
Weitebildungen mehr statt. Seit Januar 2026 gibt es jedoch ein e-Learning-Angebot 
zum Öffentlichkeitsprinzip für die Mitarbeitenden der kantonalen Verwaltung. 

c. nimmt Gesuche um Einsichtnahme in Protokolle des Regierungsrates 
entgegen, die innert 20 Jahren nach Abschluss des entsprechenden 
Protokolljahrgangs gestellt werden. 

Diese Bestimmung entspricht § 28 Abs. 1 lit. c IDV. 



 

 

 

 
 

 

Seite 20/59 

 

 

Verordnung über die Information und den Datenschutz (Totalrevision) Erläuterungen 

2 Die Koordinationsstelle arbeitet bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit der 
oder dem Beauftragten für das Öffentlichkeitsprinzip und den Datenschutz 
(Beauftragte oder Beauftragter) zusammen. 

§ 28 Abs. 2 IDV wurde mit den notwendigen Anpassungen der Terminologie inhaltlich 
übernommen.  

3 Für die Zusammenarbeit mit der Koordinationsstelle bezeichnen die 
Direktionen je eine Ansprechperson. 

§ 28 Abs. 3 IDV wurde mit wenigen sprachlichen Anpassungen übernommen. 
Insbesondere soll es neu «Zusammenarbeit» anstatt «Verkehr» heissen. Dies 
erscheint sprachlich treffender und zeitgemäss. Den Direktionen steht es frei, die für 
die Datenschutzberatung zuständige Person gemäss § 44 c OG RR als 
Ansprechperson für die Zusammenarbeit mit der Koordinationsstelle zu bezeichnen.  

b. Stellungnahme Diese Bestimmung war bisher im 7. Abschnitt der IDV («Rechtsschutz und Gebühren») 
enthalten. Systematisch macht es jedoch mehr Sinn, diesen Aspekt ebenfalls hier – 
nach den allgemeinen Aufgaben der Koordinationsstelle IDG – zu behandeln.  

§ 10. In verwaltungsinternen Rechtsmittelverfahren gegen kantonale 
Anordnungen, die das Öffentlichkeitsprinzip gemäss IDG oder dieser 
Verordnung zum Gegenstand haben, ist die Koordinationsstelle zur 
Stellungnahme einzuladen. 

§ 34 IDV wurde unverändert übernommen. Im Rahmen der Überarbeitung der 
Bestimmung wurde diskutiert, die Einladung zur Stellungnahme als «kann-
Bestimmung» auszugestalten. Da die Koordinationsstelle jedoch im Fall einer 
Einladung auf eine Stellungnahme verzichten kann, wurde davon abgesehen. Dadurch 
wird (weiterhin) sichergestellt, dass die Koordinationsstelle über die laufenden 
Rekursverfahren im Zusammenhang mit den Öffentlichkeitsprinzip informiert ist.  
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c. Berichterstattung Die Berichterstattung erfolgt an die Staatskanzlei. Thematisch geht es bei der 
Berichterstattung jedoch um einen Aspekt, der den Zuständigkeitsbereich der 
Koordinationsstelle IDG beschlägt. Deshalb wurde er unter der entsprechenden 
Obermarginalie verortet.  

§ 11. 1 Die öffentlichen Organe gemäss § 1 Abs. 2 lit. b teilen der 
Staatskanzlei jährlich zuhanden des Geschäftsberichts mit: 

§ 30 Abs. 1 wird mit sprachlichen Anpassungen übernommen. «auf dem Dienstweg» 
wurde gestrichen, da dies nicht notwendig ist und die Mitteilungen ohnehin (teilweise) 
niederschwelliger erfolgten.  

Nicht mehr aufgenommen wird die Mitteilung der «besonderen Vorkommnisse im 
Zusammenhang mit der Bekanntgabe von Informationen» gemäss § 30 Abs. 1 lit. c 
IDV. Diese Bestimmung war in der Praxis kaum von Bedeutung.  

a. die Anzahl der im Berichtsjahr eingereichten schriftlichen Gesuche um 
Informationszugang, 

Es geht lediglich um schriftliche Gesuche gemäss § 20 Abs. 2 IDG. 

b. die Anzahl der gutgeheissenen Gesuche sowie die jeweilige Anzahl 
des verweigerten, eingeschränkten und aufgeschobenen Zugangs. 

Entsprechend den Varianten gemäss IDG (vgl. §§ 22 Abs. 1 und 23 Abs. 1) sollen 
auch hier folgende Kategorien unterschieden werden: gutgeheissene Gesuche 
(Gewährung des Zugangs) sowie verweigerter, eingeschränkter und aufgeschobener 
Zugang.  

2 Die Staatskanzlei stellt der oder dem Beauftragten die Informationen für 
die Berichterstattung zur Verfügung. 

Der Verweis auf das IDG wurde angepasst; ansonsten entsprich die Bestimmung § 30 
Abs. 2 IDV.  
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B. Bekanntgabe auf Gesuch  

Angaben zum Gesuchsgegenstand §§ 7 und 8 Abs. 1 IDV wurden ersatzlos gestrichen werden, da die Form der Gesuche 
neu im Gesetz selbst geregelt wird (vgl. § 20 IDG). 

§ 12. 1 Ein Gesuch auf Zugang zu Information muss es dem öffentlichen 
Organ erlauben, die verlangte Information zu identifizieren.  

Die eher hohen Anforderungen gemäss § 8 Abs. 2 IDV sollen in § 12 etwas gelockert 
werden. Ziel muss es sein, dass das öffentliche Organ weiss, welche Informationen 
verlangt werden. Die Formulierung entspricht weitgehend derjenigen in Art. 7 Abs. 2 
Satz 1 VBGÖ. 

2 Soweit es der gesuchstellenden Person zumutbar ist, muss sie 
insbesondere angeben: 

Diese Bestimmung entspricht in wesentlichen Teilen der Aufzählung in Art. 7 Abs. 2 
VBGÖ.  

a.  allgemeine Angaben über die Information, wie Erstellungsdatum, Titel, 
Referenz, 

 

b.  eine bestimmte Zeitspanne,  

c.  das öffentliche Organ, das die Information erstellt hat,  

d.  den betreffenden Sachbereich.  
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3 Kann das öffentliche Organ nicht mit vertretbarem Aufwand feststellen, 
welche Information verlangt wird, kann es von der gesuchstellenden 
Person eine Präzisierung verlangen. Es weist sie auf die Folgen einer 
ausbleibenden Präzisierung hin. 

Diese Bestimmung entspricht § 8 Abs. 3 IDV.  

4 Macht die gesuchstellende Person nicht innert zehn Tagen die für die 
Identifizierung der verlangten Informationen zusätzlichen erforderlichen 
Angaben, gilt das Gesuch als zurückgezogen. 

Diese Bestimmung entspricht § 8 Abs. 4 IDV. 

Behandlung  

§ 13. 1 Das öffentliche Organ, an das sich das Gesuch richtet, behandelt 
dieses selbst, soweit keine andere Stelle dafür zuständig ist.  

Diese Bestimmung entspricht § 9 Abs. 1 IDV. Eine andere Stelle könnte etwa gestützt 
auf eine Regelung gemäss § 2 zuständig sein.  



 

 

 

 
 

 

Seite 24/59 

 

 

Verordnung über die Information und den Datenschutz (Totalrevision) Erläuterungen 

2 Betrifft es offensichtlich Informationen eines anderen Organs, wird es 
diesem zur Behandlung überwiesen. Dies gilt namentlich dann, wenn die 
angefragte Stelle zwar über die verlangte Information verfügt, sie aber nicht 
selbst erstellt oder als Hauptadressatin empfangen hat. 

Die Regelung in § 9 Abs. 2 IDV ist gemäss Praxis der Koordinationsstelle IDG hilfreich 
und hat sich bewährt. Es wurde deshalb entschieden, an dieser Regelung festzuhalten. 
Der Begriff der «Hauptadressatin» wurde sodann vom Verwaltungsgericht konkretisiert 
(vgl. etwa Urteile VB.2020.00112 E. 2.3, VB.2020.00746 E. 3.2). Gemäss dieser 
Rechtsprechung vermag eine Mehrzahl von Empfängerinnen und Empfängern bzw. 
Adressatinnen und Adressaten an sich die Qualifikation als Hauptadressatin gemäss 
§ 9 Abs. 2 IDV nicht auszuschliessen (VGr, 14. Mai 2020, VB.2020.00112, E. 2.3.2). 
Es soll weiterhin der Grundsatz gelten, dass die «Informationsherrin» ein Gesuch 
behandelt (vgl. bereits Begründung des Regierungsrats zur IDV [ABl 2008, 916 ff.], 
S. 928).  

Inhaltlich weicht die IDV hier von § 5 Abs. 2 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes vom 
24. Mai 1959 (VRG; LS 175.2) ab. Gemäss dieser Bestimmung besteht für Eingaben, 
die nicht an eine Frist gebunden sind, grundsätzlich keine Weiterleitungspflicht an die 
zuständige Behörde. Da Gesuche auf Zugang zu Informationen nicht fristgebunden 
sind, müssten sie deshalb nicht weitergeleitet werden. Mit § 13 Abs. 2 E-IDV wird die 
Weiterleitungspflicht im Bereich des Informationszugangs somit auf gewisse nicht 
fristgebundene Eingaben ausgedehnt. 

https://entscheidsuche.ch/docs/ZH_Verwaltungsgericht/ZH_VG_001_-VB-2020-00112_2020-05-14.html
https://entscheidsuche.ch/docs/ZH_Verwaltungsgericht/ZH_VG_001_-VB-2020-00746_2021-03-18.html
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3 Betrifft ein Gesuch Informationen mehrerer Organe, sprechen sich diese 
über die Behandlung ab. 

Diese Bestimmung entspricht § 9 Abs. 3 IDV. 

Ein Gesuch kann Informationen mehrerer Organe betreffen, wenn diese die 
Informationen gemeinsam erstellt oder empfangen haben. Nach einer diesbezüglichen 
Diskussion in der Arbeitsgruppe wurde davon abgesehen, die Gesuchsbehandlung in 
solchen Fällen dem federführende Organ zuzuweisen. Die Absprache unter den 
öffentlichen Organen ist einer strikten Vorgabe in der Verordnung vorzuziehen. .  

Form der Beantwortung 

a. Grundsatz 

 

§ 14. 1 Formlose Gesuche werden mündlich oder mit einfachem E-Mail 
beantwortet, soweit der Inhalt der verlangten Information dies zulässt.  

§ 20 IDG unterscheidet «formlose» und «schriftliche» Gesuche. Entsprechend wird 
diese Unterscheidung auch bei der Form der Beantwortung gemacht. Im Übrigen 
entspricht § 14 derjenigen in § 10 IDV (in der Fassung gemäss der Verordnung über 
elektronische Verfahrenshandlungen im Verwaltungsverfahren vom 26. Juni 2024 
[VEVV, LS 175.26]). Für formlose Anfragen muss somit nicht zwingend ein für die 
Vornahme von elektronischen Verfahrenshandlungen massgeblicher Kanal nach dem 
VRG benutzt werden.  
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2 Der Zugang zu Informationen auf schriftliches Gesuch erfolgt durch 
elektronische Übermittlung, durch Zustellung von Kopien oder durch 
Einsichtnahme beim öffentlichen Organ. 

Die Möglichkeit der Einsichtnahme vor Ort sowie der Zustellung von Kopien soll 
beibehalten werden. Da die Einsichtnahme vor Ort in der Praxis weniger häufig 
vorkommt, wird diese Option neu an letzter Stelle genannt. Ergänzt wird sodann die 
elektronische Übermittlung von Informationen. Diese richtet sich nach den Vorgaben 
des VRG (in der Fassung gemäss der Änderung vom 30. Oktober 2023, in Kraft ab 1. 
Januar 2027) und der VEVV. 

3 Er kann mit einfachem E-Mail gewährt werden, wenn die verlangte 
Information keine Personendaten enthält oder die Personendaten vor dem 
Zugriff unberechtigter Dritter ausreichend geschützt sind.  

Die Formulierung in Abs. 3 wurde an diejenige betreffend Auskunftsgesuch (vgl. § 18 
Abs. 2 IDV bzw. § 33 Abs. 2 des vorliegenden Entwurfs) angepasst.  

b. Einsichtnahme beim Organ Die Einsichtnahme vor Ort soll weiterhin möglich sein. Deshalb wurde § 11 IDV mit 
einigen Anpassungen übernommen. Die Prüfung der Identität beim Zutritt (§ 11 Abs. 3 
IDV) beschlägt aber nicht den Informationszugang. Vielmehr steht diese Möglichkeit 
dem öffentlichen Organ (im Rahmen des Hausrechts) ohnehin offen. Deshalb ist dieser 
Aspekt hier nicht mehr enthalten.  

§ 15. 1 Die Einsichtnahme findet in der Regel beim öffentlichen Organ statt, 
das für die Behandlung des Gesuchs zuständig ist.  

«in der Regel»: Es soll die Möglichkeit bestehen, dass ein anderer Ort gewählt werden 
kann.  

2 Das öffentliche Organ kann sich darauf beschränken, Kopien vorzulegen, 
insbesondere wenn Informationen anonymisiert werden müssen. 
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3 Es sorgt während der Einsichtnahme für angemessenen Schutz der 
Informationen. 

 

4 Es ermöglicht auf Verlangen, dass Kopien erstellt werden können.  

c. Zustellung von Kopien § 12 IDV wurde mit wenigen sprachlichen Anpassungen übernommen.  

§ 16. 1 Das öffentliche Organ stellt der gesuchstellenden Person auf 
Verlangen Kopien zu, soweit der Zustand und die Natur der Informationen 
dies zulassen. 

 

2 Es macht auf Nutzungseinschränkungen aufmerksam, soweit die 
Informationen urheberrechtlich geschützt sind. 

 

d. Aufbereitung  Die Marginalie wurde in «Aufbereitung» geändert, da die bisherige Marginalie der 
entsprechenden Bestimmung (§ 13 IDG, «Form») vorliegend bereits als 
Obermarginalie für §§ 14–17 («Form der Beantwortung») fungiert. 

§ 17. 1 Das öffentliche Organ ist grundsätzlich nicht verpflichtet, die 
Informationen zu übersetzen oder in anderer Weise aufzubereiten.  

§ 17 Abs. 1 entspricht inhaltlich § 13 Abs. 1 IDV. Die bisherige Bestimmung wurde 
dabei gekürzt; namentlich entfiel der erste Satz («in der zum amtlichen Gebrauch 
erstellten Form»), da dieser umständlich formuliert war. Aus der Systematik ergibt sich 
hinreichend, dass die Informationen grundsätzlich so dem Informationszugang 
unterliegen, wie sie vom öffentlichen Organ eben verwendet wurden.  
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2 Sind Menschen mit Behinderungen betroffen, hat das öffentliche Organ 
die Informationen so aufzubereiten, dass die Zugänglichkeit gewährleistet 
ist.  

Als Ausnahme zum Grundsatz von Abs. 1 soll neu ausdrücklich festgehalten werden, 
dass für Menschen mit Behinderungen (gemäss dem Verständnis in Art. 1 Abs. 2 der 
Behindertenrechtskonvention [UNO BRK], SR 0.109) bestimmte Arten der Aufbereitung 
oder eine Übersetzung notwendig sind (zum Beispiel eine Übersetzung in 
Blindenschrift).  

3 Kann der Zugang zur Information nur teilweise gewährt werden, können 
die einer Einschränkung unterliegenden Teile abgedeckt werden. Ist dies 
nicht sinnvoll möglich, kann eine Zusammenfassung der Information 
abgegeben werden. 

§ 17 Abs. 3 entspricht inhaltlich im Wesentlichen § 13 Abs. 2 IDV. «abgedeckt» erfasst 
etwa auch das Schwärzen von elektronisch vorliegenden Dokumenten.  

4 Erfüllen die nachgesuchten Informationen voraussichtlich die 
Anforderungen an offene Behördendaten, prüfen Organe der kantonalen 
Verwaltung, ob sie entsprechend zu veröffentlichen sind. 

Die Verpflichtung zur Veröffentlichung von offenen Behördendaten kann grundsätzlich 
mit einem Gesuch um Informationszugang durchgesetzt werden. Dieses kann – wenn 
die Informationen die an offene Behördendaten gestellten Anforderungen erfüllen (§ 6 
Abs. 5 IDG) – mit dem Ersuchen um Veröffentlichung in maschinenlesbarer Form 
verbunden werden (Vorlage 5923, S. 118). Ebenso sollen die Organe der kantonalen 
Verwaltung jeweils prüfen, ob eine entsprechende Veröffentlichung in Betracht kommt, 
sofern die Anforderungen an offene Behördendaten voraussichtlich erfüllt sind. Organe 
ausserhalb der kantonalen Verwaltung (insbesondere der Gemeinden) werden durch 
die hier vorgeschlagene Formulierung nicht erfasst. Sie sind denn auch nicht 
verpflichtet, offene Behördendaten zu veröffentlichen (vgl. § 44 b Abs. 1 OG RR).  

Vielzahl von Gesuchen  
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§ 18. Bezieht sich eine Vielzahl von Gesuchen auf dieselben 
Informationen, kann das öffentliche Organ den Zugang anders gewähren 
als in §§ 15 f. vorgesehen. 

§ 14 IDV wird mit einer sprachlichen Anpassung übernommen. Die bisherige 
Formulierung («in von … abweichender Weise») soll vereinfacht werden.  

Sollten aufgrund einer besonderen Aktualität oder einer organisierten Aktion viele 
Gesuche zur selben Zeit eingehen, kann die Information etwa in geeigneter Weise 
publiziert oder öffentlich zur Einsicht aufgelegt werden (vgl. hierzu bereits Begründung 
des Regierungsrats zur IDV [ABl 2008, 916 ff.], S. 933 f.). 

Selbstverständlich besteht auch bei einer Vielzahl von Gesuchen die Möglichkeit, die 
Fundstelle anzugeben, sofern Informationen bereits öffentlich sind und auf 
angemessene Weise zur Verfügung stehen (§ 18 Abs. 2 IDG).  

Kosten bei erheblichem Aufwand  
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§ 19. Auferlegt das zuständige öffentliche Organ einer gesuchstellenden 
Person gestützt auf § 26 Abs. 2 IDG Kosten für die Gesuchsbearbeitung, 
richtet sich deren Höhe nach der Gebührenordnung für die 
Verwaltungsbehörden vom 30. Juni 1966 und der Gebührenordnungen der 
Gemeinden. 

Da der Informationszugang grundsätzlich kostenlos sein soll (§ 26 Abs. 1 Satz 1 IDG), 
rechtfertigt es sich nicht mehr, dafür einen eigenen Gebührentarif festzusetzen (vgl. 
§ 35 und Anhang IDV). § 2 lit. f der Gebührenordnung für die Verwaltungsbehörden 
vom 30. Juni 1966 (LS 682) sieht die Möglichkeit einer Gebührenerhebung für die 
Bearbeitung von Informationszugangsgesuchen vor. Für die Gemeinden gelten deren 
jeweiligen Gebührenordnungen (vgl. bereits § 35 Abs. 1 IDV). 

Wann eine Gesuchsbearbeitung «mit erheblichem Aufwand» gemäss § 26 Abs. 2 IDG 
verbunden ist, muss das jeweils zuständige öffentliche Organ im Einzelfall beurteilen. 
Ebenso ist die Abwägung, ob der Aufwand in keinem vertretbaren Verhältnis zum 
öffentlichen Interesse steht, im Einzelfall vorzunehmen. Mit Blick auf die 
bundesgerichtliche Rechtsprechung kann ein «erheblicher Aufwand» nicht ohne 
Weiteres angenommen werden (vgl. BGE 144 I 170 E. 8.2, BGE 142 II 324 E. 3.5; 
Urteile des Bundesgerichts 1C_494/2023 vom 2. Februar 2024, E. 3.2 und 
1C_155/2017 vom 17. Juli 2017, E. 2.6.).  

Nicht zulässig ist es, einen erheblichen Aufwand gemäss § 19 anzunehmen, wenn 
dieser Aufwand aufgrund der Gewährleistung der Zugänglichkeit für Menschen mit 
Behinderungen im Sinn der Behindertenrechtskonvention entsteht.  
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C. Schlichtungsverfahren Da das Schlichtungsverfahren im IDG im Abschnitt zum Öffentlichkeitsprinzip geregelt 
ist, soll dies auch in der Verordnung so sein. Teilweise geht es zwar um Aufgaben, 
welche die oder der Beauftrage für den Datenschutz und das Öffentlichkeitsprinzip 
wahrzunehmen hat. Dennoch erscheint es systematisch klarer, die notwendigen 
Bestimmungen zum Schlichtungsverfahren nach den weiteren Regeln zum 
Öffentlichkeitsprinzip in die Verordnung aufzunehmen.  

Grundsätze Das Schlichtungsverfahren nimmt seinen Anfang durch eine summarische 
Stellungnahme des öffentlichen Organs. Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten des 
Verfahren in einer Verordnung (§ 23 Abs. 4 IDG).  

Für die Konkretisierung des Schlichtungsverfahrens auf Verordnungsstufe kann die 
Regelung im Bund als Grundlage herangezogen werden, da dieses auch als Basis der 
gesetzlichen Regelung im IDG diente (vgl. Art. 13–15 des Öffentlichkeitsgesetzes vom 
17. Dezember 2004 [BGÖ, SR 152.3] sowie Antrag und Bericht der Kommission für 
Staat und Gemeinden vom 6. Juni 2025, S. 72). In Anlehnung an die Regelung im 
BGÖ soll das öffentliche Organ auf entsprechendes Verlangen hin zu einer Schlichtung 
verpflichtet werden, wenn es den Informationszugang verweigern, einschränken oder 
aufschieben oder diesen gegen den Willen betroffener Dritter gewähren will (vgl. § 23 
Abs. 1 IDG). 

https://parlzhcdws.cmicloud.ch/parlzh5/cdws/Files/102e29a7b9ab4e56a27a5ea19a1a9c18-332/1/pdf
https://parlzhcdws.cmicloud.ch/parlzh5/cdws/Files/102e29a7b9ab4e56a27a5ea19a1a9c18-332/1/pdf


 

 

 

 
 

 

Seite 32/59 

 

 

§ 20. 1 Im Rahmen eines Schlichtungsverfahrens klärt die oder der 
Beauftrage ab, ob das öffentliche Organ das Zugangsgesuch rechtmässig 
und angemessen bearbeitet hat. 

Vgl. hierzu die ähnliche Formulierung in Art. 12 Abs. 1 VBGÖ. Eine Überprüfung der 
Angemessenheit der Gesuchsbearbeitung ist dort angezeigt, wo dem öffentlichen 
Organ bei der Zugangsgewährung ein Ermessenspielraum zukommt (zum Beispiel bei 
der Art der Einsichtnahme; vgl. hierzu auch die Erläuterungen zur Verordnung über das 
Öffentlichkeitsprinzip der Verwaltung vom 24. Mai 2006 [verfügbar unter 
Rechtsgrundlagen Öffentlichkeitsprinzip], S. 15).  

Da im IDG keine Fristen vorgesehen sind, braucht es hier keine Bestimmung wie 
Art. 12a VBGÖ (Schlichtungsanträge, die eine besonders aufwendige Bearbeitung 
erfordern). Trotz fehlender Fristen ist die oder der Beauftragte gehalten, 
Schlichtungsverfahren möglichst rasch voranzutreiben.  

Beim Schlichtungsverfahren handelt es sich um «ein informelles und niederschwelliges 
Verfahren, um eine Einigung zwischen der gesuchstellenden Person und dem 
öffentlichen Organ zu erzielen» (Antrag und Bericht der Kommission für Staat und 
Gemeinden vom 6. Juni 2025, S. 79). Es ist somit weder ein gerichtliches Verfahren 
noch ein Verwaltungsverfahren im Sinne des VRG. Das bedeutet insbesondere, dass 
die Verfahrensgarantien von Art. 29 und 30 der Bundesverfassung vom 18. April 1999 
(BV, SR 101) auf das Schlichtungsverfahren nicht anwendbar sind (zum 
Anwendungsbereich von Art. 29 BV etwa Giovanni Biaggini, BV Kommentar, 2. Aufl., 
Zürich 2017, Art. 29 N. 2). Dem oder der Beauftragten steht es aber frei, sich bei der 
Durchführung des Schlichtungsverfahrens an den Vorschriften des VRG zu orientieren. 
Anordnungen betreffend die Durchführung des Schlichtungsverfahrens (etwa die 
Ansetzung einer Schlichtungsverhandlung) stellen aber jedenfalls keine 
Zwischenverfügungen dar und können somit auch nicht angefochten werden. Vor 
diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass das Schlichtungsverfahren durch 
§§ 22–25 IDG und §§ 20–23 E-IDV selbstständig geregelt ist (vgl. zur analogen 
Rechtslage im Bund Christine Guy-Ecabert, Öffentlichkeitsgesetz, Stämpflis 

https://www.edoeb.admin.ch/de/rechtsgrundlagen-offentlichkeitsprinzip
https://parlzhcdws.cmicloud.ch/parlzh5/cdws/Files/102e29a7b9ab4e56a27a5ea19a1a9c18-332/1/pdf
https://parlzhcdws.cmicloud.ch/parlzh5/cdws/Files/102e29a7b9ab4e56a27a5ea19a1a9c18-332/1/pdf


 

 

 

 
 

 

Seite 33/59 

 

 

Verordnung über die Information und den Datenschutz (Totalrevision) Erläuterungen 

Handkommentar, Bern 2008, Art. 13 N. 12).  

2 Sie oder er hört das öffentliche Organ und die am Verfahren beteiligten 
Personen an und strebt zwischen ihnen eine Einigung an.  

Die Einigung ist als Ziel der Schlichtung gesetzlich vorgesehen (§ 25 Abs. 1 IDG). 

3 Sie oder er kann Vorschläge unterbreiten, soweit dies notwendig 
erscheint.  

Vgl. Art. 12 Abs. 2 Satz 2 VBGÖ. Mit der Rolle der oder des Beauftragten als 
Schlichterin bzw. Schlichter geht eine gewisse Zurückhaltung mit Blick auf 
Lösungsvorschläge einher. Gerade im Rahmen eines Dialogs zwischen den Beteiligten 
sollte die Möglichkeit, einen (eigenen) Vorschlag zu präsentieren, aber bestehen. 
Dabei hat die oder der Beauftrage etwa zu berücksichtigen, ob die gesuchstellende 
Person juristischer Laie ist oder ob sie ggf. (anwaltlich) beraten oder vertreten ist.  

4 Das Verfahren kann mündlich oder schriftlich durchgeführt werden.  Entsprechend der Regelung im Bund soll die Schlichtung mündlich oder schriftlich 
durchgeführt werden können (Antrag und Bericht der Kommission für Staat und 
Gemeinden vom 6. Juni 2025, S. 80; vgl. Art. 12 Abs. 2 Satz 3 VBGÖ). Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass in Verfahren, in denen Dritte beteiligt sind, deren Daten 
entgegen ihrem Willen offenbart werden sollen, eine mündliche Schlichtung zum 
vornherein nicht in Frage kommt.  

Findet eine Schlichtungsverhandlung statt, hat die oder der Beauftragte zu 
berücksichtigen, dass etwaige Geheimhaltungspflichten (Berufs- oder 
Geschäftsgeheimnisse etc.) gegenüber den am Verfahren beteiligten Personen 
aufrecht erhalten bleiben müssen. Diese sollen auch indirekt nicht Kenntnis von 
geheimen Informationen erhalten (vgl. auch § 21 Abs. 1 lit. b).  

https://parlzhcdws.cmicloud.ch/parlzh5/cdws/Files/102e29a7b9ab4e56a27a5ea19a1a9c18-332/1/pdf
https://parlzhcdws.cmicloud.ch/parlzh5/cdws/Files/102e29a7b9ab4e56a27a5ea19a1a9c18-332/1/pdf
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Mitwirkung   

§ 21. 1 Nach Eingang eines Schlichtungsgesuchs informiert die oder der 
Beauftragte das öffentliche Organ und setzt ihm eine Frist, um  

Das Schlichtungsgesuch ist in jedem Fall schriftlich zu stellen (§ 24 Abs. 2 IDG). Da 
das öffentliche Organs verpflichtet ist, am Schlichtungsverfahren teilzunehmen (§ 24 
Abs. 3 IDG), rechtfertigt es sich, diesem gewisse Mitwirkungspflichten aufzuerlegen 
(vgl. hierzu Art. 12b Abs. 1 VBGÖ).  

a. seine summarische Stellungnahme wenn nötig zu ergänzen,  Die summarische Stellungnahme gemäss § 23 IDG ist der Ausgangspunkt des 
Schlichtungsverfahrens. Damit eine Beurteilung durch die oder den Beauftragten 
erfolgen kann, muss diese hinreichend begründet sein. Mit Blick auf die Vorbringen im 
Schlichtungsgesuch kann es deshalb notwendig sein, die summarische Stellungnahme 
zu ergänzen. Ausserdem kann das öffentliche Organ gegenüber der oder dem 
Beauftragten möglicherweise Aspekte ergänzen, die es gegenüber der 
gesuchstellenden Person nicht offenlegte oder offenlegen wollte. Die ergänzte 
Stellungnahme ist deshalb – vor allem, wenn sie Berufs- oder Geschäftsgeheimnisse 
etc. enthält (vgl. dazu sogleich, lit. b) – den am Verfahren beteiligten Personen nicht 
zur Kenntnis zu bringen.  

b. ihr oder ihm die erforderlichen Dokumente zuzustellen,  Gegenüber der oder dem Beauftragten kann sich das öffentliche Organ nicht auf 
allfällige Berufs- oder Geschäftsgeheimnisse oder sonstige Geheimhaltungspflichten 
berufen.  
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c. ihr oder ihm die Person zu nennen, die das öffentliche Organ im 
Schlichtungsverfahren vertritt. 

Diese Pflicht, eine Vertretung zu benennen, erleichtert den Kontakt und spart Zeit.  

Findet eine Schlichtungsverhandlung statt, nimmt das öffentliche Organ durch die vom 
ihm zur Vertretung ermächtigten Person daran teil (vgl. dazu die Regelung in Art. 12b 
Abs. 2 Bst. c VBGÖ).  

2 Die Person, die um Zugang zu Informationen ersucht hat, ist verpflichtet Die am Verfahren beteiligten Personen können gemäss § 24 Abs. 3 IDG auf eine 
Teilnahme am Schlichtungsverfahren verzichten. Der Kantonsrat führte diese 
Abweichung von der Regelung im Bund deshalb ein, damit effektiv ein 
Schlichtungsverfahren durchgeführt wird und der mögliche Aufwand nicht 
abschreckend wirkt; ausserdem könnten beteiligte Personen auch Drittbetroffene sein. 
Diesen Dritten müsse es möglich sein, eine Teilnahme am Schlichtungsverfahren 
abzulehnen (Protokoll 130. KR-Sitzung, Montag, 24. November 2025, S. 10; vgl. 
Antrag und Bericht der Kommission für Staat und Gemeinden vom 6. Juni 2025, S. 80).  

Dennoch rechtfertigt es sich, derjenigen Person, die um Informationszugang ersuchte, 
bestimmte Mitwirkungspflichten aufzuerlegen. Der Verständlichkeit halber ist hier drauf 
hinzuweisen, dass bewusst nicht von «gesuchstellender Person» die Rede ist, da dann 
unklar wäre, ob es sich um diejenige Person handelt, die ein 
Informationszugangsgesuch gestellt hat (§ 20 Abs. 1 IDG), oder um diejenige, die ein 
Gesuch um ein Schlichtungsverfahren gestellt hat (§ 24 Abs. 1 lit. a IDG). Dabei kann 
es sich zwar um dieselbe Person handeln, dies muss aber nicht sein (§ 24 Abs. 1 lit. b 
IDG). Genau letztere Dritte sollen auf eine Teilnahme am Verfahren verzichten können 
(§ 24 Abs. 3 Satz 2 IDG) und damit von Mitwirkungspflichten befreit werden.  

https://parlzhcdws.cmicloud.ch/parlzh5/cdws/Files/102e29a7b9ab4e56a27a5ea19a1a9c18-332/1/pdf
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a. an der Suche nach einer Einigung mitzuwirken,   

b. an einer allfälligen Schlichtungsverhandlung teilzunehmen.  

3 Nimmt die Person, die um eine Schlichtung ersucht hat, nicht an einer 
Schlichtungsverhandlung teil und lässt sich nicht vertreten, gilt der 
Schlichtungsantrag als zurückgezogen und das Schlichtungsverfahren wird 
abgeschrieben.  

Trotz der fehlenden Mitwirkungspflicht (insbesondere von Dritten) erscheint es 
gerechtfertigt, dass ein Schlichtungsgesuch als zurückgezogen gilt, wenn eine Person, 
die um eine Schlichtung ersucht hat, nicht (persönlich) an der Schlichtungsverhandlung 
teilnimmt und sich auch nicht vertreten lässt. Denn wer zunächst um eine Schlichtung 
ersucht, danach aber nicht an einer Schlichtungsverhandlung teilnimmt, handelt 
treuwidrig. Die Abschreibung des Verfahrens wegen Abwesenheit führt dazu, dass die 
oder der Beauftragte keine Empfehlung abgibt (vgl. dazu Bundesamt für Justiz, 
Änderung der Öffentlichkeitsverordnung, Kommentar der neuen Bestimmungen vom 
11. März 2011 [verfügbar unter Rechtsgrundlagen Öffentlichkeitsprinzip], S. 3).  

Diese Sanktion mit gleicher Rechtsfolge wäre bei öffentlichen Organen 
kontraproduktiv, weil sie so die Möglichkeit hätten, eine Empfehlung zu umgehen.  

https://www.edoeb.admin.ch/de/rechtsgrundlagen-offentlichkeitsprinzip
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4 Weigert sich das öffentliche Organ oder die Person, die um Zugang zu 
Informationen ersucht hat, an der Schlichtung teilzunehmen oder verzögert 
sie das Schlichtungsverfahren missbräuchlich, kann die oder der 
Beauftrage feststellen, dass die Schlichtung nicht zustande gekommen ist.  

Als ultima ratio soll der oder dem Beauftragten die Möglichkeit gegeben werden, 
festzustellen, dass die Schlichtung nicht zustande gekommen bzw. gescheitert ist. 
Dieses Vorgehen kommt nur in Betracht, wenn das öffentliche Organ in grober Weise 
gegen seine jeweiligen Mitwirkungspflicht verstösst oder es die Schlichtung 
missbräuchlich verzögert (vgl. dazu Bundesamt für Justiz, Änderung der 
Öffentlichkeitsverordnung, Kommentar der neuen Bestimmungen vom 11. März 2011 
[verfügbar unter Rechtsgrundlagen Öffentlichkeitsprinzip], S. 3). Dieselbe Regelung 
soll auch gegenüber derjenigen Person gelten, die um Zugang zu Informationen 
ersucht hat. Gegenüber den weiteren am Verfahren beteiligten Personen kommt dies 
dagegen nicht in Betracht, da diese auf eine Teilnahme am Schlichtungsverfahren 
verzichten können.  

Empfehlung Die Empfehlung soll – aus Sicht der oder des Beauftragten – aufzeigen, wie das 
Gesuch um Informationszugang zu beurteilen (gewesen) wäre. Wird die Ansicht des 
öffentlichen Organs nicht geteilt, ist in der Empfehlung insbesondere anzugeben, 
inwieweit der Informationszugang zu gewähren ist. Bei einem partiellen Zugang sind 
die Einschränkungen und die Gründe dafür zu nennen (vgl. die Erläuterungen zur 
Verordnung über das Öffentlichkeitsprinzip der Verwaltung vom 24. Mai 2006 
[verfügbar unter Rechtsgrundlagen Öffentlichkeitsprinzip], S. 16).  

§ 22. 1 Die Empfehlung darf keine Informationen enthalten, die eines der 
geschützten Interessen gemäss § 12 Abs. 2 und 3 IDG beeinträchtigen 
könnten. 

Verzichtet eine am Verfahren beteiligte Person auf eine Teilnahme am 
Schlichtungsverfahren oder kommt keine Einigung zustande, gibt die oder der 
Beauftragte eine schriftliche Empfehlung ab (§ 25 Abs. 2 IDG).  

https://www.edoeb.admin.ch/de/rechtsgrundlagen-offentlichkeitsprinzip
https://www.edoeb.admin.ch/de/rechtsgrundlagen-offentlichkeitsprinzip
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2 Die oder der Beauftragte veröffentlicht die Empfehlungen und trifft dabei 
geeignete Massnahmen, um den Schutz der Daten der am 
Schlichtungsverfahren beteiligten natürlichen und juristischen Personen 
sicherzustellen. 

Die Veröffentlichung der Empfehlungen ist ein wichtiges Instrument, um die Stärken 
und Schwächen des staatlichen Handelns abzubilden. Sie kann auch eine 
vorbeugende Wirkung gegen missbräuchliche Gesuche haben. Die Veröffentlichung 
soll möglichst unmittelbar nach dem Verfassen der Empfehlung erfolgen. Wo die 
Veröffentlichung erfolgt, ist der oder dem Beauftragten überlassen; mit Blick auf eine 
möglichst breite Bekanntmachung der Empfehlungen drängt sich dazu selbstredend 
eine Internetpublikation auf (vgl. die Erläuterungen zur Verordnung über das 
Öffentlichkeitsprinzip der Verwaltung vom 24. Mai 2006 [verfügbar unter 
Rechtsgrundlagen Öffentlichkeitsprinzip], S. 16 f.).  

3 Ist ein solcher Schutz nicht möglich, verzichtet die oder der Beauftragte 
auf die Veröffentlichung. 

 

Information der oder des Beauftragten  

§ 23. Nach Durchführung eines Schlichtungsverfahrens stellen die 
öffentlichen Organe der oder dem Beauftragten eine Kopie ihrer Verfügung 
und allfällige Entscheide der Rechtsmittelinstanzen zu. 

Für die Aufgabenerfüllung der oder des Beauftragten ist es zentral, dass sie oder er die 
Entwicklung der Praxis und der Rechtsprechung zum Informationszugang mitverfolgen 
kann. Das einfachste Mittel, um dies sicherzustellen, besteht in der Verpflichtung der 
öffentlichen Organe, ihr oder ihm eine Kopie ihrer Verfügungen und allfälliger 
Rechtsmittelentscheide zuzustellen (vgl. die inhaltlich übereinstimmende Bestimmung 
in Art. 13a VBGÖ).  

  

https://www.edoeb.admin.ch/de/rechtsgrundlagen-offentlichkeitsprinzip
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3. Abschnitt: Datenschutz  

A. Grundsätze im Umgang mit Personendaten  

Pilotversuche  

§ 24. Ein Pilotversuch ist unentbehrlich, wenn die Erfüllung einer Aufgabe:  In § 24 wird der Pilotversuch bzw. dessen «Unentbehrlichkeit» gemäss § 32 Abs. 1 
lit. c IDG präzisiert. Dabei lehnt sich die Formulierung inhaltlich an Art. 32 DSV an. 
Dies erscheint insbesondere deshalb sinnvoll, weil die gesetzlichen Bestimmung zum 
Pilotversucht inhaltlich weitestgehend mit der Regelung in Art. 35 DSG übereinstimmen 
(Vorlage 5923, S. 30).  

Der Vollständigkeit halber sei hier drauf hingewiesen, dass auf eine Stellungnahme der 
bzw. des Beauftragten nicht verzichtet werden kann. § 33 IDG gilt aufgrund des 
Verweises in § 32 Abs. 4 E-IDG sinngemäss auch für Gemeinden (Vorlage 5923, 
S. 91). Übergeordnetes Recht sollte grundsätzlich nicht wiederholt werden. Deshalb 
wurde hier darauf verzichtet, ausdrücklich festzuschreiben, dass Gemeinden, die über 
keinen eigenen Beauftragten für den Datenschutz verfügen, eine Stellungnahme der 
oder des Beauftragten für das Öffentlichkeitsprinzip und den Datenschutz einholen 
müssen.  

a. technische Neuerungen erfordert, deren Auswirkungen zunächst 
evaluiert werden müssen,  
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b. bedeutende organisatorische oder technische Massnahmen erfordert, 
deren Wirksamkeit zunächst geprüft werden muss, insbesondere bei der 
Zusammenarbeit mit öffentlichen Organen des Bundes, anderer Kantone, 
der Gemeinden oder mit Privaten.  

 

B. Besondere Pflichten im Umgang mit Personendaten  

Externe Prüfung Die «Externe Prüfung» als erste Bestimmung unter dem Titel «Besondere Pflichten im 
Umgang mit Personendaten» wirkt ungewöhnlich. Die Verortung entspricht aber der 
Systematik des IDG. 

§ 25 1 Unabhängige und anerkannte Stellen gemäss § 34 Abs. 4 IDG sind 
die nach der Verordnung vom 31. August 2022 über 
Datenschutzzertifizierungen (VDSZ) akkreditierten Zertifizierungsstellen. 
Die Bestimmungen der VDSZ über Gegenstand und Verfahren gelten 
sinngemäss. 

§ 26 IDV wurde – mit den durch § 34 IDG vorgegebenen sprachlichen Anpassungen – 
übernommen.  

2 Die oder der Beauftragte nimmt, soweit erforderlich, die Aufgaben des 
Eidgenössischen Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragten gemäss 
Art. 11 und 12 VDSZ wahr.  

Die Bestimmung zielt lediglich auf die oder den Beauftragen für den Datenschutz und 
nicht auch auf die oder den Beauftragten für das Öffentlichkeitsprinzip ab (vgl. auch 
Vorlage 5923, S. 123, zu analoger Konstellation in PolG).  
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Vorabkontrolle 

a. Voraussetzungen  

Dem Antrag der vorberatenden Kommission folgend, entschied sich der Kantonsrat 
dafür, die Formulierung in § 37 (zur Datenschutzfolgenabschätzung und der 
Vorabkontrolle) an diejenige in Art. 22 und 23 DSG anzugleichen. Entsprechend ist 
auch in der Verordnung auf ein «hohes Risiko» Bezug zu nehmen und nicht mehr auf 
(allfällige) «besondere Risiken».  

§ 26. Ein hohes Risiko für die Grundrechte der betroffenen Personen liegt 
bei einer beabsichtigen Bearbeitung von Personendaten insbesondere 
dann vor, wenn diese: 

Inhaltlich wurde die Aufzählung in § 24 Abs. 1 IDV beibehalten. In der Praxis der 
Aufsichtsbehörden hat sich diese Liste bewährt. Im Rahmen der Diskussion in der 
Arbeitsgruppe wurde deshalb davon abgesehen, bestimme Aspekte aus der Liste zu 
streichen.  

Durch die Verwendung von «insbesondere» wird weiterhin klargestellt, dass auch 
weitere Risikofaktoren dazu führen können, dass eine Vorabkontrolle notwendig ist. 
Häufig ist es denn auch eine Kombination verschiedener Faktoren, die dazu führt, dass 
ein hohen Risiko für die Grundrechte der betroffenen Personen vorliegt.  
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a. ein Abrufverfahren vorsieht,  Ein Abrufverfahren kann grundsätzlich und für sich allein eigentlich nicht mehr 
ausschlaggebend sein für das Vorliegen eines hohen Risikos. Im Behördenalltag sind 
Datenbekanntgaben über Schnittstellen oder Benutzeroberflächen, gemeinsame 
Plattformen und sonstiger Datenaustausch heute weit verbreitet. Nach wie vor liegt 
dem Abrufverfahren aber dieselbe grundrechtliche Risikosituation zugrunde, nämlich 
der Kontrollverlust des verantwortlichen Organs durch Übergang von Daten in eine 
andere Kontrollsphäre. Ausserdem gehen Abrufverfahren mit einer Schwächung der 
Gewährleistungsmöglichkeiten, einem Kontrollverlust der betroffenen Personen sowie 
mit weniger Transparenz der Bekanntgabe einher. Aus diesem Grund rechtfertigt es 
sich, das Abrufverfahren weiterhin als mögliche Voraussetzung einer Vorabkontrolle 
aufzulisten. 

b. die umfangreiche Bearbeitung besonderer Personendaten betrifft,  § 24 Abs. 1 lit. b IDV wurde allgemeiner und in Anlehnung an Art. 22 Abs. 2 Bst. a DSG 
neu gefasst. Der Fokus der noch geltenden Bestimmung auf die «Sammlung» von 
Daten erscheint nicht mehr zeitgemäss. Durch die Verwendung von denselben 
Begriffen wie im Bundesrecht kann sodann auf die diesbezügliche Rechtsprechung im 
Bund zurückgegriffen werden.  

In der Praxis wurde die umfangreiche Bearbeitung besonderer Personendaten etwa bei 
der Einführung eines Fallführungssystems für Sozialhilfeleistungen oder eines 
Klinikinformationssystems für Spitäler angenommen.  



 

 

 

 
 

 

Seite 43/59 

 

 

Verordnung über die Information und den Datenschutz (Totalrevision) Erläuterungen 

c. mit dem Einsatz neuer Technologien verbunden ist, Entspricht § 24 Abs. 1 lit. c IDV. In der Arbeitsgruppe wurde diskutiert, den Aspekt der 
neuen Technologie mit einer beispielhaften Aufzählung («insbesondere…») zu 
ergänzen. Letztlich wurde davon aber abgesehen, da die Technologieneutralität der 
Formulierung beibehalten werden soll. Künstliche Intelligenz und algorithmische 
Entscheidsysteme können heute wohl (noch) als neu bezeichnet werden; bereits in 
nicht allzu ferner Zukunft wird diese Qualifikation aber voraussichtlich nicht mehr 
zutreffen.  

Als neue Technologien wurden in der Praxis der Aufsichtsbehörden etwa der Einsatz 
von KI sowie der Einsatz von Bodycams qualifiziert.  

d. vorsieht, dass mindestens drei öffentliche Organe gemeinsam 
Personendaten bearbeiten, 

Die Bestimmung entspricht – mit einer kleinen sprachlichen Anpassung – § 24 Abs. 1 
lit. d IDV. 

e. eine grosse Anzahl von Personen betrifft. Diese Bestimmung entspricht § 24 Abs. 1 lit. e IDV.  

Wann eine grosse Anzahl von Personen betroffen ist, lässt sich nicht abstrakt 
festlegen. Die Beurteilung im Einzelfall hängt z.B. von der Grösse bzw. der 
Bevölkerungszahl der jeweiligen Gemeinde ab. Als Beispiele können hier etwa die 
Sorgeberechtigten sämtlicher Schulkinder einer grossen Gemeinde oder alle 
Steuerzahlenden angeführt werden.  

b. Durchführung Die Durchführung der Vorabkontrolle soll neu in einem eigenen Paragrafen geregelt 
werden.  
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§ 27 1 Das öffentlichen Organs teilt der oder dem Beauftragten für den 
Datenschutz Folgendes mit: 

§ 27 Abs. 1 entspricht inhaltlich weitgehend § 24 Abs. 2 IDV. Es wurden vorwiegend 
sprachliche Anpassungen vorgenommen.  

Für die Durchführung der Vorabkontrolle ist vorausgesetzt, dass die zu prüfenden 
Dokumente vollständig vorliegen. Diese Vollständigkeit ist selbstredend bei einer 
Rechtsgrundlagenanalyse (bzw. der «Darstellung der Rechtslage») einfacher 
sicherzustellen als bei anderen Prüfdokumenten. Bei Verträgen können grundsätzlich 
auch Entwürfe vorgelegt werden. Bei bereits abgeschlossenen Verträgen entsteht 
aufgrund der Rückmeldung im Rahmen der Vorabkontrolle möglicherweise 
Nachverhandlungsbedarf. Vor diesem Hintergrund wurde in der Arbeitsgruppe 
diskutiert, ob und inwiefern Vorgaben zur «Maturität» der Prüfdokumente in die 
Verordnung aufgenommen werden können. Schlussendlich wurde davon jedoch 
abgesehen, da sich diese kaum allgemeingültig regeln lassen würde. 

a.  die Beschreibung der beabsichtigten Datenbearbeitung, Entspricht inhaltlich § 24 Abs. 2 lit. a IDV. 

b.  die Darstellung der Rechtslage, Die «Darstellung der Rechtslage» soll bewusst breiter gefasst sein als die 
«Rechtsgrundlagenanalyse». Diejenigen öffentlichen Organe, die HERMES verwenden 
(bzw. verwenden müssen), sollen hier die entsprechende Rechtsgrundlagenanalyse 
einreichen (vgl. zur Verbindlichkeit der Anwendung von HERMES für die dem 
Regierungsrat unterstellten Verwaltungseinheiten und die Staatskanzlei RRB 
Nr. 903/2017). 



 

 

 

 
 

 

Seite 45/59 

 

 

Verordnung über die Information und den Datenschutz (Totalrevision) Erläuterungen 

c.  die Massnahmen zum Schutz der Grundrechte der betroffenen 
Personen. 

Anstatt – wie in § 24 Abs. 2 lit. c IDV – «Persönlichkeitsverletzungen» in den Fokus zu 
stellen, soll hier auf «die Grundrechte der betroffenen Personen» verwiesen werden. 
Dies entspricht der Formulierung im IDG (vgl. §§ 37 Abs. 2 und 1 Abs. 2 lit. c IDG). 
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2 Die oder der Beauftragte nimmt die Vorabkontrolle innert zwei Monaten 
vor. Diese Frist kann um einen Monat verlängert werden, wenn es sich um 
eine komplexe Datenbearbeitung handelt. 

Zur Frist für die Durchführung der Vorabkontrolle gab es einige Diskussionen in der 
Arbeitsgruppe. Die Regelung in der geltenden IDV – «innert angemessener Frist» – ist 
schwammig. In den diesbezüglichen Erläuterungen heisst es: «Bei einfachen Vorhaben 
muss eine Frist von einem Monat jedenfalls genügen.» (Begründung des 
Regierungsrats zur IDV [ABl 2008, 916 ff.], S. 942). Diese Vorgabe wird in der Praxis 
derzeit aber nicht immer eingehalten.  

Auch aufgrund von Rückmeldungen der DSB in der Arbeitsgruppe wurde eine Frist 
festgelegt, die in der Regel gilt (vgl. Art. 23 Abs. 2 DSG: grundsätzlich zwei Monate, 
Verlängerung bei «komplexen Bearbeitungsvorhaben» möglich). Wann es sich um ein 
«komplexes Vorhaben» handelt, wird die Praxis klären müssen. Eine Angleichung der 
Frist an die Vorgaben des Bundesrechts erscheint auch deshalb sinnvoll, weil der 
Kantonsrat die Bestimmungen zur Datenschutzfolgenabschätzung und der 
Vorabkontrolle ausdrücklich an die entsprechenden Formulierungen im Bund anpassen 
wollte. Die zweimonatige Frist beginnt erst dann zu laufen, wenn die oder der 
Beauftragte über die vollständigen Angaben gemäss § 27 Abs. 1 verfügt.  

Diskutiert, aber wieder verworfen, wurde die Idee, dass der oder die Beauftragte für 
den Datenschutz das öffentliche Organ informiert, falls eine Vorabkontrolle 
voraussichtlich mehr als zwei Monate dauern wird und dem Organ – im Sinn einer 
«ersten Einschätzung» mitteilt, ob «ob voraussichtlich Einwände gegen das Projekt 
bestehen und diese mit Massnahmen behoben werden können.» Dieses Vorgehen 
könnte zwar in gewissen Fällen ermöglichen, dass das öffentliche Organ seinen 
internen Zeitplan anpassen kann. Eine «erste Einschätzung» betreffend 
«voraussichtliche Einwände» ist jedoch wohl zu unklar, um sich danach richten zu 
können. Eine tatsächliche Planungssicherheit resultierte daraus nicht.  
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3 Bei Einwänden gegen die beabsichtige Datenbearbeitung schlägt sie oder 
er dem öffentlichen Organ geeignete Massnahmen vor.  

Das «Prüfungsergebnis» gemäss § 23 Abs. 3 IDV ist kein passender Begriff, da die 
«Vorabkontrolle» nicht mit «bestanden» oder «nicht bestanden» endet. Es drängt sich 
deshalb eine Anpassung der Formulierung an. Dabei entsprich eine Formulierung 
analog zum DSG (Art. 23 Abs. 3: «Hat der EDÖB Einwände gegen die geplante 
Bearbeitung, so schlägt er dem Verantwortlichen geeignete Massnahmen vor.») dem 
Regelungszweck der Vorabkontrolle am besten.  

Die Einwände bzw. die vorgeschlagenen Massnahmen müssen selbstverständlich 
begründet werden; diese Begründung aus technischer und/oder rechtlicher Sicht ist 
zentral für die betroffenen Organe, damit sie die beabsichtigte Datenbearbeitung 
entsprechend anpassen können.  

c. Verzicht und Wegfall § 24 Abs. 4 und 5 IDV regeln Fälle, in denen keine Vorabkontrolle stattfinden muss. 
Diese Bestimmungen sind weiterhin sinnvoll, sollen jedoch in einen eigenen 
Paragrafen verschoben werden.  

§ 28 1 Die oder der Beauftragte kann auf eine Vorabkontrolle verzichten, 
wenn ihm oder ihr eine Beurteilung der beabsichtigten Datenbearbeitung 
anderweitig möglich war, etwa durch eine Mitwirkung im Projekt. 

Die Möglichkeit des Verzichts gemäss § 24 Abs. 4 IDV soll weiter gefasst werden. Es 
gibt noch andere Möglichkeiten dafür als «eine Mitwirkung der oder des Beauftragten 
in der Projektorganisation des Vorhabens». Die Mitwirkung im Rahmen eines Projekts 
soll aber weiterhin – als wichtiges Anwendungsbeispiel – ausdrücklich erwähnt werden. 
Der Verzicht erfolgt durch die oder den Beauftragten, es muss also weiterhin eine 
Zustimmung vorliegend. Diese Zustimmung braucht jedoch nicht mehr ausdrücklich in 
der Bestimmung erwähnt zu werden.  
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2 Eine Vorabkontrolle ist nicht erforderlich, wenn im Rahmen des 
Gesetzgebungsverfahrens, das Grundlage für die beabsichtigte 
Datenbearbeitung bildet, die Art der Bearbeitung festgelegt und 
Schutzmassnahmen vorgesehen wurden. 

Diese Bestimmung entspricht § 24 Abs. 5 IDV. 

C. Bekanntgabe von Personendaten  

Allgemeine Amtshilfe  

§ 29. 1 Ein öffentliches Organ oder ein Organ eines anderen Kantons oder 
des Bundes erbringt den Nachweis, dass es zur Bearbeitung berechtigt ist, 
indem es folgende Elemente der Datenbearbeitung darlegt:  

Diese Bestimmung wurde zur Konkretisierung der Verantwortung von 
«bekanntgebendem» und «empfangendem» Organ bei der Amtshilfe gemäss § 40 
Abs. 3 lit. b IDG neu aufgenommen. Der Gesetzgeber geht davon aus, dass das 
empfangende Organ (das heisst dasjenige Organ, das um eine Bekanntgabe ersucht) 
die gesetzlichen Grundlagen besser kennt als das bekanntgebende Organ. In der 
Praxis ist es aber oftmals so, dass ein «bekanntgebendes» Organ aus Unsicherheit 
(und mit Verweis auf den Datenschutz) keine Personendaten bekanntgibt (vgl. hierzu 
die Ausführungen in Vorlage 5923, S. 99). Aus diesem Grund sollen hier diejenigen 
Elemente aufgelistet werden, die die Berechtigung des empfangenden Organs 
nachweisen. Eine gewisse Prüfung der Dokumente durch das bekanntgebende Organ 
ist selbstverständlich unverzichtbar. Die Hauptverantwortung soll jedoch – 
entsprechend der gesetzgeberischen Intention – beim anfragenden bzw. 
empfangenden Organ liegen.  

a. die Rechtsgrundlage,   
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b. den Zweck   

c. die Verhältnismässigkeit. Hier sind keine allzu hohen Anforderungen zu stellen. Es soll jedoch zumindest kurz 
aufgezeigt werden, inwiefern die verlangten Personendaten für die Erfüllung der 
Aufgaben des anfragenden Organs geeignet und erforderlich sind (vgl. § 31 IDG).  

2 Die Anforderungen an die Rechtsgrundlage richten sich nach §§ 28 f. 
IDG. 

Vgl. hierzu Vorlage 5923, S. 99.  

  

Grenzüberschreitende Bekanntgabe § 22 IDV wurde in angepasster Form übernommen. § 23 IDV («Elektronische 
Veröffentlichungen») entfiel dagegen, da heutzutage kaum jemand auf die Idee 
kommen würde, dass ein Zugänglichmachen «mittel automatisierter Informations- und 
Kommunikationsdienste» eine Übermittlung ins Ausland bzw. eine 
grenzüberschreitende Bekanntgabe von Personendaten darstellt.  
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§ 30. 1 Die Rechtsordnung im Empfängerstaat gewährleistet einen 
angemessenen Schutz für die Datenbearbeitung, wenn dieser Staat im 
Anhang 1 der Verordnung über den Datenschutz vom 31. August 2022 
aufgeführt ist. 

Gemäss Vorlage 5923 dürfen auch Personendaten juristischer Personen ins Ausland 
übermittelt werden, wenn die Empfängerinnen und Empfänger dem Übereinkommen 
SEV 108 unterstehen. Dies gilt, obwohl das Übereinkommen SEV 108 keinen Schutz 
für Personendaten juristischer Personen enthält (Vorlage 5923, S. 100).  

Für Empfängerinngen und Empfänger, die dem Übereinkommen SEV 108 nicht 
unterstehen, bedarf es dagegen zusätzlicher Sicherungen. Bisher verwies § 22 Abs. 1 
Satz 2 IDV auf die Liste der oder des Eidgenössischen Datenschutz- und 
Öffentlichkeitsbeauftragten (EDÖB) gemäss Art. 7 der Verordnung vom 14. Juni 1993 
zum Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG). Diese Verordnung und die 
entsprechende Liste des EDÖB wurden jedoch mit dem neuen Datenschutzgesetz des 
Bundes und der zugehörigen Verordnung aufgehoben. Die Liste im Anhang der DSV 
entspricht zwar hinsichtlich dem Schutz von Personendaten von juristischen Personen 
nicht mehr dieser Vorgängerliste. Die Kriterien, welche bei der Aufnahme auf die Liste 
im Anhang zur DSV angewendet werden, sind jedoch breit gefasst und beschlagen 
insbesondere auch die Rechtsstaatlichkeit und die wirksame Gewährleistung des 
Rechtsschutzes (Art. 8 Abs. 2 lit. b und d DSV). Mit Blick auf die geringe praktische 
Bedeutung des Schutzes von Daten juristischer Personen (Vorlage 5923, S. 42) 
rechtfertigt es sich vor diesem Hintergrund nicht, für die Bekanntgabe dieser Daten ins 
Ausland Anforderungen aufzugstellen, die über diejenigen in der DSV hinausgehen. 
Entsprechend wird in § 30 Abs. 1 ohne Einschränkung auf Anhang 1 der DSV 
verwiesen.  
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2 Erfolgt die grenzüberschreitende Bekanntgabe gestützt auf § 41 lit. c IDG, 
ist die oder der Beauftragte vorab über die vereinbarten 
Sicherheitsvorkehrungen zu informieren.  

Diese Bestimmung entspricht § 22 Abs. 2 IDV. Sie wurde trotz beschränkter 
praktischer Bedeutung beibehalten.  

3 Im Einzelfall kann die grenzüberschreitende Bekanntgabe gestützt auf die 
ausdrückliche Zustimmung der betroffenen Person erfolgen oder, falls sie 
dazu nicht in der Lage ist, die Bekanntgabe in ihrem Interesse liegt und 
ihre Zustimmung in guten Treuen vorausgesetzt werden darf.  

Der erste Teil dieser Bestimmung entspricht inhaltlich § 22 Abs. 3 IDV, wobei einige 
sprachliche Anpassungen vorgenommen wurden. Ausserdem wurde die Bestimmung 
in dem Sinn ergänzt, dass auch die Annahme einer Zustimmung im Einzelfall 
ausreicht. Eine ähnliche Formulierung findet sich etwa in § 23 Abs. 1 lit. d des 
Gesetzes über die Information und den Datenschutz des Kantons Basel-Stadt (SG 
153.260).  

Nicht personenbezogene Zwecke  

§ 31. 1 Die Bekanntgabe von Personendaten zu nicht personenbezogenen 
Zwecken kann insbesondere für Forschung, Planung und Statistik erfolgen.  

§ 21 Abs. 1 IDV wurde im Wesentlichen übernommen. Die dort erwähnten 
«personenunabhängigen Expertisen» entfielen, da die Aufzählung in § 31 Abs. 1 nicht 
abschliessend ist und diese Expertisen wohl regelmässig unter den Begriff der 
«Forschung» subsumiert werden können.  

2 Sie erfordert ein Gesuch mit folgenden Angaben:  Die Voraussetzung eines entsprechenden Gesuchs samt den dafür notwendigen 
Angaben entsprechend den bereits in § 21 Abs. 2 IDV enthaltenen Vorgaben.  

a.  Bezeichnung der Empfängerin oder des Empfängers,  
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b.  Kurzbeschreibung des Vorhabens, Der Begriff des «Vorhabens» wurde bewusst stehen gelassen, da dieser breiter 
gefasst ist als etwa «Projekt». Es soll auch bereits in einem frühen Stadium eines 
Vorhabens ein Gesuch gestellt werden können.  

c.  Umschreibung der benötigten Personendaten,  

d.  Ablauf und Art der Datenbearbeitung,  

e.  Angaben über die zum Schutz der Informationen vorzukehrenden 
Massnahmen, insbesondere zu Aufbewahrung, Anonymisierung und 
Löschung der Personendaten.  

Die Vernichtung der Personendaten wird in § 42 IDG (anders als noch in § 18 Abs. 2 
aIDG) nicht mehr verlangt. Aus diesem Grund soll hier auf die (allfällige) Löschung der 
Personendaten Bezug genommen werden.  

3 Das öffentliche Organ kann seinen Entscheid mit Auflagen zum Schutz 
der Personendaten verbinden.  

Der geltende § 21 Abs. 3 IDV soll inhaltlich übernommen werden, wobei dieser hier ein 
wenig kürzer formuliert wird. 

D. Rechte betroffener Personen  
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Auskunftsrecht 

a. Gesuchsbehandlung 

Bewusst nicht mehr vorgesehen ist eine Bestimmung zur «Auskunft über 
Personendaten von verstorbenen Personen» (§ 19 IDV). Eine solche 
Verordnungsbestimmung ist von § 43 IDG nicht gedeckt und wäre damit 
gesetzeswidrig (vgl. zur analogen Bestimmung in der alten VDSG: Urteil des 
Obergerichts Zürich vom 16. November 2016, NP160017-O/U, E. IV [verfügbar unter 
www.gerichte-zh.ch]). In der DSV wurde keine entsprechende Bestimmung mehr 
aufgenommen (vgl. Erläuternder Bericht zur DSV, S. 11 [verfügbar unter Verordnung 
über den Datenschutz (Datenschutzverordnung, DSV). Erläuternder Bericht]).  

http://www.gerichte-zh.ch/
https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/75623.pdf
https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/75623.pdf
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§ 32. 1 Das Auskunftsrecht wird beim öffentlichen Organ mit einem 
schriftlichen Gesuch geltend gemacht. Dieses behandelt das Gesuch.  

An der Voraussetzung eines schriftlichen Gesuchs soll festgehalten werden (vgl. § 16 
Abs. 1 f. IDV). Die notwendige Identifikation ist bereits auf Gesetzessstufe verankert 
(§ 44 Abs. 1 IDG).  

Nicht geregelt (in Abweichung zum allgemeinen Informationszugang [§ 13 Abs. 1 und 2 
E-IDV]) ist, was passiert, wenn ein Auskunftsgesuch an ein unzuständiges Organ 
gerichtet wird. Da es hier um einen grundrechtsrelevanten Sachverhalt geht, kommt 
eine schlichte Weiterleitung nicht in Betracht. Vielmehr soll das unzuständige Organ 
der um Auskunft ersuchenden Person mitteilen, dass es unzuständig ist und sich die 
gesuchstellende Person an das zuständige Organ zu wenden habe.  

Im Rahmen der Gesuchsbehandlung hat das öffentliche Organ § 44 Abs. 2 IDG zu 
berücksichtigen. Diese Bestimmung sieht vor, dass das öffentliche Organ von 
betroffenen Dritten eine Stellungnahme einholen kann, wenn eigene Personendaten 
auch deren Informationen betreffen. Betreffen eigene Personendaten auch 
Informationen über Dritte, ist somit eine Interessenabwägung vorzunehmen. Mit Blick 
auf diese Interessenabwägung soll nicht leichthin auf das Einholen einer 
Stellungnahme verzichtet werden. Da die Verordnung nicht über die gesetzliche 
Vorgabe hinausgehen kann, wurde darauf verzichtet, eine diesbezügliche Regelung in 
die Verordnung aufzunehmen.  

2 Bezieht sich das Gesuch auf Personendaten, die Teil eines 
Informationsbestands sind, der von mehreren öffentlichen Organen 
gemeinsam bearbeitet wird, überweist das angefragte Organ dessen 
Behandlung an das zuständige Organ. 

Gemäss § 2 lit. c regeln die öffentlichen Organe unter anderem die Zuständigkeit für 
die Behandlung von Auskunftsbegehren.  
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3 Bezieht sich das Gesuch auf Personendaten, die von einem Dritten 
bearbeiten werden, überweist das öffentliche Organ das Gesuch an diesen 
zur Behandlung, sofern es diesen vertraglich zur Auskunftserteilung 
verpflichtet hat.  

Diese Regelung entspricht im Wesentlichen § 17 Abs. 3 IDV. Dabei wurde jedoch der 
letzte Teilsatz («… und die Auskunft nicht selbst erteilen kann.») gestrichen. Dieser 
impliziert, dass das öffentliche Organ kein Weisungsrecht mehr hätte, was aber nicht 
der Fall sein sollte.  

Im Rahmen der Auftragserteilung ist die Zuständigkeit für die Behandlung von 
Auskunftsgesuchen zu regeln (§ 3 Abs. 2 lit. d).  

b. Form der Auskunft   

§ 33. 1 Die Auskunft wird schriftlich in der Form eines Ausdrucks oder einer 
Kopie erteilt. Sie kann ausnahmsweise auf andere geeignete Weise oder, 
mit Zustimmung der gesuchstellenden Person, mündlich erteilt werden. 

§ 18 Abs. 1 IDV wird mit wenigen sprachlichen Anpassungen (in der Fassung gemäss 
der Verordnung über elektronische Verfahrenshandlungen im Verwaltungsverfahren 
vom 26. Juni 2024 [LS 175.26]) übernommen. Durch die Verwendung des Begriffs 
«Kopie» sind auch Kopien von elektronischen Dateien, die über einen massgeblichen 
Kanal gemäss VRG zugestellt werden, erfasst.  

Es soll weiterhin klar sein, dass die Auskunft in aller Regel schriftlich zu erteilen ist. Nur 
in Ausnahmefällen soll eine andere Weise gewählt werden (können).  

2 Sie kann mit Zustimmung der gesuchstellenden Person mit einfachem E-
Mail erteilt werden, wenn die Übermittlung vor dem Zugriff unberechtigter 
Dritter ausreichend geschützt ist. 

Diese Bestimmung entspricht § 18 Abs. 2 IDV (in der Fassung gemäss VEVV).  

c. Inhalt der Auskunft  
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§ 34. Die Auskunft umfasst diejenigen Angaben, die erforderlich sind, damit 
die gesuchstellende Person ihre Rechte gemäss dem IDG und dieser 
Verordnung wahrnehmen kann, nämlich:  

Der Inhalt der Auskunft wird neu in einem eigenen Paragrafen geregelt.  

Der Einleitungssatz von § 34 wurde eine Formulierung analog Art. 25 Abs. 2 DSG 
gewählt. Im Wesentlichen soll die Auskunft der betroffenen Person ermöglichen, ihre 
Rechte gemäss IDG und dieser Verordnung wahrnehmen zu können.  

a.  die bearbeiteten Personendaten als solche, Diese Aufzählung in lit. a–f entsprechen im Wesentlichen den in § 18 Abs. 3 IDV 
verlangten Angaben.  

b.  die Rechtsgrundlage und den Zweck der Datenbearbeitung, vgl. § 18 Abs. 3 lit. b IDV.  

c.  die Aufbewahrungsdauer der Personendaten oder die Kriterien zur 
Festlegung dieser Dauer, 

vgl. Art. 25 Abs. 2 Bst. d DSG. Hierbei handelt es sich um einen 
grundrechtserheblichen Parameter (Verhältnismässigkeit).  

d.  die verfügbaren Angaben über die Herkunft der Personendaten, 
soweit sie nicht bei der betroffenen Person beschafft wurden, 

vgl. Art. 25 Abs. 2 Bst. e DSG. Die Herkunft der Daten ist mit Blick auf die Transparenz 
von Bedeutung (vgl. § 1 Abs. 2 lit. a IDG).  

e.  die an der Datenbearbeitung beteiligten Organe,  vgl. § 18 Abs. 3 lit. b IDV.  

f.  gegebenenfalls die Empfängerinnen und -empfänger, denen die 
Personendaten bekanntgegeben werden.  

vgl. § 18 Abs. 3 lit. b IDV 

Sperren von Personendaten  
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§ 35. 1 Wer die Bekanntgabe von Personendaten an Private sperren lassen 
will, teilt dies dem öffentlichen Organ schriftlich mit.  

§ 20 IDV wurde mit wenigen sprachlichen Anpassungen übernommen. Das Sperren 
von Personendaten gemäss § 46 IDG steht lediglich einer Bekanntgabe an Private 
entgegen.  

2 Hat es die Sperre vollzogen, bestätigt es dies der betroffenen Person.   

4. Abschnitt: Beauftragte oder Beauftragter für das 
Öffentlichkeitsprinzip und den Datenschutz 

Zu Abschnitt «Aufgaben im Bereich des Datenschutzes» des IDG braucht es keine 
zusätzlichen Regelungen. Solche sind auch in der geltenden IDV nicht vorgesehen. 
Die Regelung im IDG zu den Aufgaben im Bereich des Datenschutzes sind ausführlich 
genug. Ebenso brauchen die «Aufgaben im Bereich des Öffentlichkeitsprinzips» keine 
weiteren Präzisierungen auf Verordnungsstufe.  

Kommunikationsweg In der geltenden IDV ist die Kommunikation zwischen der oder dem Beauftragten für 
den Datenschutz und den öffentlichen Organen in zwei verschiedenen Bestimmungen 
geregelt (§§ 29 [aus Sicht der öffentlichen Organe] und 32 [aus Sicht der oder des 
Beauftragten]). Diese Doppelspurigkeit macht wenig Sinn. Aus diesem Grund soll der 
Kommunikationsweg (nicht – wie bisher – «der Verkehr») in einer Bestimmung 
zusammengeführt werden.  
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§ 36. 1 Die oder der Beauftragte für den Datenschutz und das 
Öffentlichkeitsprinzip (Beauftragte oder Beauftragter) und die öffentlichen 
Organe des Kantons kommunizieren direkt. In Angelegenheiten von 
allgemeiner Bedeutung oder besonderer Tragweite erfolgt die 
Kommunikation auf dem Dienstweg über die Direktion.  

Abs. 1 fasst §§ 29 Abs. 1 und 32 Abs. 1 IDV zusammen. Gekürzt wurde die Mitteilung 
an die Koordinationsstelle IDG in Angelegenheiten von allgemeiner Bedeutung. Diese 
Mitteilung ist nicht notwendig, kann jedoch erfolgen, sollte eine entsprechende 
Information aus Sicht der beteiligten Organe und/oder der oder dem Beauftragten 
sinnvoll sein. Ebenso ist zu berücksichtigen, dass innerhalb der Direktionen und der 
Staatskanzlei neu die «für die Datenschutzberatung zuständige Person» als 
Ansprechperson der oder des Beauftragten fungiert (§ 44 c lit. c OG RR).  

Als «Angelegenheiten von allgemeiner Bedeutung oder besonderer Tragweite» 
kommen etwa Beanstandungen oder Empfehlungen der oder des Beauftragten in 
Betracht, die für mehrere Ämter einer Direktion Bedeutung haben oder die besonderen 
Handlungsbedarf auslösen, beispielsweise eine Gesetzesänderung (vgl. hierzu bereits 
Begründung des Regierungsrats zur IDV [ABl 2008, 916 ff.], S. 947). 

Grundsätzlich soll mit § 36 Abs. 1 Satz 2 die Beurteilung, ob eine Angelegenheit von 
allgemeiner Bedeutung oder besonderer Tragweite vorliegt, weiterhin bei den 
einzelnen Organisationseinheiten der Direktionen verbleiben. Gleichzeitig soll es aber 
den Direktionen möglich sein, im Rahmen ihrer Organisationsautonomie festzulegen, 
dass in bestimmten Fällen der Dienstweg eingehalten werden muss. Insbesondere soll 
es (weiterhin) möglich sein, dass eine Direktion für gewisse Themen (zum Beispiel im 
Zusammenhang mit der Meldung von Datenschutzverletzungen [§ 38 IDG]) eine 
Kommunikation über die Direktion (bzw. das Generalsekretariat) vorsehen kann.  
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2 Mit dem Regierungsrat kommuniziert die oder der Beauftragte über die 
Staatsschreiberin oder den Staatsschreiber.  

Diese Regelung entspricht § 32 Abs. 1 Satz 1 IDV. Eine spezifische Regelung zur 
Kommunikation mit dem Regierungsrat als oberste leitende und vollziehende Behörde 
des Kantons (Art. 60 der Kantonsverfassung) erscheint weiterhin sinnvoll.  

3 Die Kommunikation zwischen der oder dem Beauftragten und den übrigen 
öffentlichen Organen richtet sich nach den von diesen getroffenen 
organisatorischen Regelungen. 

Diese Regelung entspricht inhaltlich § 32 Abs. 3 IDV, wobei sprachliche Anpassungen 
vorgenommen wurden.  

Angelegenheiten von allgemeiner Bedeutung oder besonderer Tragweite  

§ 37. 1 Die öffentlichen Organe des Kantons konsultieren die oder den 
Beauftragten frühzeitig bei Angelegenheiten von allgemeiner Bedeutung 
oder besonderer Tragweite im Zusammenhang mit dem Datenschutz oder 
dem Öffentlichkeitsprinzip, insbesondere bei entsprechenden 
Rechtsetzungsprojekten. 

Inhaltlich wurde hier § 29 Abs. 2 IDV übernommen. Aufgrund der neuen Zuständigkeit 
der oder des Beauftragten im Bereich des Öffentlichkeitsprinzips ist dieser Aspekt zu 
ergänzen. Die Hervorhebung von Rechtssetzungsprojekten ist weiterhin sinnvoll.  

2 Die Staatskanzlei legt dem Regierungsrat die Berichte und Empfehlungen 
der oder des Beauftragten vor, die für die gesamte kantonale Verwaltung 
von Bedeutung sind. 

Inhaltlich entspricht diese Bestimmung im Wesentlichen § 32 Abs. 1 Satz 2 IDV. Sind 
Berichte und Empfehlungen der oder des Beauftragten für die gesamte kantonale 
Verwaltung von Bedeutung, können sie ohne Weiteres als «von allgemeiner 
Bedeutung oder besonderer Tragweise» qualifiziert werden.  

 


